
Leipzig am Ende des Krieges – Neubeginn in Trümmern 1945/1946
Am 18. April 1945 wehten in Leipzig weiße Fahnen und signalisierten für die Leipziger das Ende des Krieges

und der nationalsozialistischen Diktatur. Leipzig wurde nicht zur Festung erklärt und damit vor einer sinn-

losen Zerstörung bewahrt, auch wenn sich Volkssturm- und Wehrmachtseinheiten an mehreren Stellen

im Stadtgebiet verschanzt hatten und sich letzte Kämpfe mit den einrückenden amerikanischen Truppenteilen

lieferten, die am Völkerschlachtdenkmal bis in die Nacht zum 20. April andauerten.

Die Stadt selbst befand sich im Frühjahr 1945 in einer äußerst schwierigen Situation. Durch  Zerstörungen

bei den Luftangriffen war das Verkehrs- und Versorgungssystem fast zum Erliegen gekommen. Damit war

vor allem der Nachschub in der Lebensmittelversorgung gefährdet. In Leipzig und Umgebung befanden

sich tausende Fremd- und Zwangsarbeiter, deren geordnete Repatriierung in ihre Heimatländer erst organi-

siert werden musste. Flüchtlinge aus den ostdeutschen Reichsgebieten und aus den südosteuropäischen

deutschen Siedlungsgebieten warteten auf den

Weitertransport und fanden ebenfalls in Lagern

Aufnahme. Die Gefahr des Ausbruchs von Seu-

chen in der mit Menschen überfüllten Stadt po-

tenzierte sich durch die unzureichende medizi-

nische Versorgung und mangelnde hygienische

Verhältnisse. Die immer spärlicher eintreffenden

Lebensmittel führten zu Plünderungen der Leip-

ziger Lagerhäuser sowie zu Tauschhandel und

Schwarzmarktgeschäften.

Die den alliierten Truppen nachfolgenden Militärverwaltungen erließen restriktive Festlegungen zur Um-

setzung der Beschlüsse der Siegermächte hinsichtlich der Entnazifizierung, Demokratisierung, Entmilita-

risierung und wirtschaftlichen Neuordnung, bemühten sich aber im gleichen Maße um die Regulierung

und Reorganisation des Lebens in der Stadt. Dazu waren sie von Anfang an auf die Mitarbeit von koope-

rationswilligen und unbelasteten Deutschen angewiesen. Voneinander abweichende politische Konzepte

der USA und der UdSSR führten auch in Leipzig zu unterschiedlichen Methoden und Ergebnissen während

der amerikanischen und sowjetischen Besatzungszeit, insbesondere bei der Entnazifizierung oder im Wirt-

schaftsbereich. Die schrittweise Umsetzung des sowjetischen Gesellschaftsmodells schuf auch in Leipzig

Grundlagen für die Umgestaltung des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens bis

zur Gründung der DDR und wurde von großen Teilen der antifaschistisch-demokratischen Kräfte unterstützt.

Mit der Bodenreform 1945, der Gründung der SED, dem Volksentscheid zur Enteignung der „Nazi- und

Kriegsverbrecher“ am 30. Juni 1946, den noch relativ freien Wahlen zu den Gemeindevertretungen am

1. September 1946 und den Kreis- und Landtagswahlen vom 20. Oktober 1946 wurden in der Sowjetischen

Besatzungszone bereits wichtige Vorentscheidungen für eine sozialistische Entwicklung getroffen.



JANUAR
12.1. Beginn der Winteroffensive der Roten Armee

FEBRUAR
4.-11.2. Konferenz der Alliierten in Jalta (Krim) mit Entscheidungen für die Nachkriegszeit (Einrichtung von vier

Besatzungszonen in Deutschland)

27.2. Amerikanischer Großangriff auf Halle/Leipzig

MÄRZ
7./8.3. Britischer Luftangriff auf Leipzig

APRIL
6.4. Amerikanischer Luftangriff auf Leipzig

10.4. Letzter Luftangriff auf Leipzig mit 337 Todesopfern

12.4. Erschießung von 52 politischen Gefangenen durch die Gestapo auf dem Exerzierplatz in Lindenthal

15.4. Offizielle Einstellung des anglo-amerikanischen Bombenkrieges gegen deutsche Städte

16.4. Aufforderung des Nationalkomitees „Freies Deutschland“ (NKFD), Bezirk Leipzig zur kampflosen Übergabe
der Stadt Leipzig

18.4. Beginn der Besetzung der Stadt Leipzig durch amerikanische Streitkräfte

Ermordung von mehr als 100 KZ-Häftlingen durch die SS in Abtnaundorf

19.4. Proklamation Nr. 1 der amerikanischen Militärregierung in Leipzig „An das Deutsche Volk“

Letzte Kämpfe am Völkerschlachtdenkmal

20.4. Abschluss der Einnahme Leipzigs durch die Amerikaner mit dem Einmarsch der 2. Infanteriedivision
im Norden der Stadt

23.4. Ernennung des Rechtsanwaltes Dr. Wilhelm Johannes Vierling zum Bürgermeister des Stadtkreises
und Heinrich Fleißners zum Polizeipräsidenten durch den amerikanischen Militärkommandanten in Leipzig,
Major Richard Eaton

25.4. Begegnung amerikanischer und sowjetischer Truppen bei Torgau an der Elbe

26.4. Verbot des NKFD durch die amerikanische Besatzungsmacht mit Wirkung zum 28.4.

Ende April Konstituierung der Leitung der Kommunistischen Partei für Leipzig

MAI
Anfang Mai Bildung des „Hilfskomitees für die Opfer des Faschismus“ in Leipzig

1.5. Erste halböffentliche Kundgebungen der Leipziger Antifaschisten in Betrieben

6.5. Wiedereröffnung des Zoologischen Gartens

7./8.5. Bedingungslose Kapitulation der deutschen Wehrmacht in Reims bzw. in Berlin-Karlshorst

JUNI
1.6. Wiederaufnahme des Postscheck-, Postsparkassen- und Rentendienstes im Stadtgebiet

mit beschränktem Umfang

5.6. Proklamation der vier Siegermächte zur Übernahme der obersten Regierungsgewalt in Deutschland
(Bildung des Alliierten Kontrollrates); Aufteilung des Deutschen Reiches  in vier Besatzungszonen,
Einteilung Berlins in vier Besatzungssektoren

9.6. Bildung der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD)

10.6. Befehl Nr. 2 der SMAD: Zulassung von Parteien und Gewerkschaften in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ)

11.6. Wiedergründung der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) in Berlin

14.6. Neukonstituierung des „Antifaschistischen Blocks Leipzig“ unter Leitung
eines  „Provisorischen Zentralausschusses“ mit 70 Mitgliedern aus allen Bevölkerungskreisen

15.6.        Gründungsaufruf des Zentralausschusses der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) in Berlin

23.6.           Erste Beratungen zwischen den Führungen von KPD und SPD in Leipzig zur Einheit der Arbeiterparteien

26.6. Unterzeichnung der Gründungs-Charta der Vereinten Nationen in San Francisco von 51 Staaten

Gründung der Christlich-Demokratischen Union (CDU) in Berlin

Erste Sitzung des neugebildeten provisorischen Gemeinderates (Stadtparlament) unter Vorsitz
des amerikanischen Stadtkommandanten

28.6. Protest des Bürgermeisters und des Rektors der Universität bei der amerikanischen Militärregierung
gegen die Verschleppung von Wissenschaftlern, Ingenieuren und Forschern und die Entnahme wichtiger 
Forschungsmaterialien

Ende Juni Abzug der amerikanischen Truppen aus der Stadt

JULI
30.6.-4.7. Abzug amerikanischer und britischer Truppen aus Sachsen, Thüringen und Mecklenburg,

Einzug in die Berliner Westsektoren; Einmarsch sowjetischer Truppen in die von den Westalliierten
geräumten Gebiete

2.-3.7. Einrücken von Einheiten der Roten Armee in Leipzig

4.7. Besprechung Walter Ulbrichts mit Genossen der KPD in Leipzig zur Neubesetzung der Stadtverwaltung
und deren erste Aufgaben

5.7. Gründung der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) in Berlin

8.7. Gründungskonferenz des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands in Berlin

9.7. Befehl Nr. 5 der SMAD: Bildung der fünf Länder bzw. Provinzen in der SBZ

10.7. Ernennung Generalleutnant Nikolaj I. Trufanows zum Stadtkommandanten von Leipzig durch die SMAD

13.7. Ehrung ermordeter Leipziger Antifaschisten durch das im April gegründete „Wiedergutmachungswerk“
im Rahmen einer Veranstaltung im „Capitol“

14.7. Zusammenschluss von KPD, SPD, CDU und LDP zur „Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Parteien“

16.7. Ernennung Dr. Erich Zeigners zum Oberbürgermeister auf Vorschlag der antifaschistisch-demokratischen
Parteien durch den Stadtkommandanten

Aufnahme eines eingeschränkten Zugverkehrs vom Leipziger Hauptbahnhof

17.7.-2.8. Potsdamer Konferenz; Verhandlungen der Alliierten über die politische und wirtschaftliche Behandlung Deutschlands

20.7. Erlass einer Polizeiverordnung zur Schuttbeseitigung in Leipzig

26.7. Aufnahme eines begrenzten Postverkehrs im Stadtgebiet; Ausdehnung auf den Landkreis am 1.8.

29.7. Erste Leipziger Nachkriegspremiere mit Beethovens „Fidelio“ im ehemaligen Varieté „Drei Linden“

Ende Juli/ Befehle Nr. 4, 20 und 22 der sowjetischen Kommandantur in Leipzig zur Wiederaufnahme der Produktion
Anf. Aug. und zum „Schutz von Produktionsstätten“

AUGUST
1.8. Anordnung über die Meldepflicht beim Arbeitsamt für den Stadtkreis Leipzig

Bekanntgabe der Zulassung der KPD und der SPD in Leipzig

Umbenennung einer Reihe von Straßen und Plätzen in Leipzig, u. a. Augustusplatz in Karl-Marx-Platz

Zulassung der „einheitlichen antifaschistischen Sportbewegung“ in Leipzig mit Bruno Plache
als Direktor des Sportamtes beim Rat der Stadt

Gründung des „Antifaschistischen Jugendausschusses Leipzig“ als Teil des Dezernates Volksbildung
beim Rat der Stadt

2.8. Erstes Konzert des Gewandhausorchesters nach dem Kriegsende in der Thomaskirche mit Händels „Messias“

5.8. Erste, von der KPD initiierte Massenkundgebung gegen Militarismus und Faschismus in Leipzig

6. und 9.8. Amerikanischer Atombombenabwurf auf Hiroshima und Nagasaki

6.8. Verordnung des Rates der Stadt und der Wirtschaftskammer zur Wiedererweckung der Leipziger Messe

10.8. Erste Kundgebung der „antifaschistischen Jugend“ Leipzigs im „Capitol“

Beschluss des Rates der Stadt über eine neue Hauptsatzung (hauptamtliche Besetzung der Funktionen
Oberbürgermeister, Erster und Zweiter Stellvertreter, Polizeipräsident, Stadtkämmerer und von weiteren
acht Stadträten; Einteilung der Stadt in acht Bezirke)

11.8. Aufruf der KPD zur Beseitigung der Trümmer im Stadtgebiet durch freiwillige Arbeitseinsätze

Mitte Aug. Wiedereröffnung der  Freibäder Schönefeld, Kleinzschocher, Connewitz und Mölkau

17.8. Verordnung der Landesverwaltung Sachsen über den personellen Neuaufbau der öffentlichen Verwaltung

Bildung von „Zentralen Reinigungs- und Prüfungsausschüssen“ durch die drei antifaschistischen Parteien
und die Stadtverwaltung

19.8. Beschluss von 1.500 Delegierten in Leipzig zur Bildung der Einheitsgewerkschaft

23.8. Neueröffnung der „Sparkasse Leipzig“ mit 14 Kassenstellen

25.8. Befehl Nr. 40 der SMAD: Wiederaufnahme des Unterrichts, Schließung der Privatschulen und Entnazifizierung
des Lehrkörpers

Anordnungen der Landesverwaltung über Maßnahmen zur Typhusbekämpfung in Leipzig

27.8. Befehl Nr. 42 der SMAD: Registrierung aller ehemaligen Angehörigen der SS, der SA, der Gestapo und der NSDAP
bei den Militärkommandanturen

30.8. Beginn der Tätigkeit des Alliierten Kontrollrates

Genehmigung der SMAD für 20 Leipziger Verlage zur Wiederaufnahme der Produktion

31.8. Bildung des „Wirtschaftspolitischen Ausschusses“ zur Bereinigung und Reorganisation der Wirtschaft
beim Rat der Stadt

SEPTEMBER
3.-11.9. Verordnungen der Länder- und Provinzialverwaltungen zur Durchführung der Bodenreform in der SBZ

4.9. Zuzugsverbot für das Stadtgebiet wegen schlechter Ernährungslage und Ruhr und Typhuserkrankungen

10.9. Wiedereröffnung der Städtischen Bücherhallen

15.9. Aufnahme der Tätigkeit des Leipziger Rundfunks

16.9.          Befehl der SMAD (ohne Nummer): Wiederherstellung der Leipziger Bibliothek (Deutsche Bücherei)

Erste Kreisbauernkonferenz des Stadt- und Landkreises Leipzig in Leipzig-Lindenau

19.9. Erste gemeinsame Kundgebung von SPD und KPD „Einheit der Arbeiterklasse“ im „Capitol“

23.9. Sport- und Kulturtag der Leipziger Jugend im Osten

27.9. Eröffnung der neuen Spielzeit des Schauspielensembles mit Georg Büchners „Woyzeck“ im Weißen Saal
des Zoologischen Gartens

29.9. Befehl Nr. 80 der SMAD: Liquidierung faschistischer Organisationen

Trauerkundgebung auf dem Karl-Marx-Platz zum Gedenken an die Opfer des Faschismus

30.9. Befehl der SMAD (ohne Nummer): Organisation des Arbeitseinsatzes der deutschen Bevölkerung Erfassung
der arbeitenden und nichtarbeitenden Bevölkerung

OKTOBER
1.10. Schulbeginn in Leipzig

2.10. Verordnung der Landesverwaltung Sachsen zur Bildung eines „Beratenden Stadtausschusses“
für den Stadtkreis Leipzig (bis Juni 1946 tätig)

8.10. Bildung der Kreiskommission für die Stadt Leipzig zur Durchführung der Bodenreform

18.-23.10. „Musterschau Leipziger Erzeugnisse“ auf dem Gelände der Technischen Messe

18.-28.10. „Woche der sowjetischen Musik- und Theaterkultur“ in Leipzig

20.-28.10. „Woche der Leipziger Selbsthilfe“

28.10. Übergabe der instandgesetzten Synagoge in der Keilstraße 4 an die Israelitische Religionsgemeinde

29.10. Enteignung der ersten Unternehmen von „Nazi- und Kriegsverbrechern“ durch die sächsische Landesverwaltung
(Tätigkeit der „Bereinigungsausschüsse“, später Sequesterausschüsse)

30.10. Befehl Nr. 124 der SMAD: Beschlagnahme und provisorische Übernahme einiger Eigentumskategorien in der SBZ
betr. Betriebe NS-naher Personen oder Institutionen, Legalisierung bisheriger Beschlagnahmen (Sequestrierungen)

31.10. Befehl Nr. 126 der SMAD: Einziehung des Vermögens der NSDAP, ihrer Organe und Organisationen

NOVEMBER
6.11. Beginn der Aktion „Volkssolidarität gegen Wintersnot“

14.11. Beginn des Alliierten Prozesses gegen 22 Hauptkriegsverbrecher des „Dritten Reiches“ in Nürnberg

Mitte Nov. Übernahme der Funktion des sowjetischen Militärkommandanten in Leipzig durch Oberst Borissow

18.11. Konstituierung der Ortsgruppe Leipzig des Kulturbundes im Opernsaal „Drei Linden“

20.11. Einigung des Alliierten Kontrollrats zur Ausweisung der deutschen Bevölkerung aus der Tschechoslowakei, Ungarn
und Polen

24.11. Benutzung der Deutschen Bücherei als erste wissenschaftliche Bibliothek Deutschlands in begrenztem
Umfang möglich

DEZEMBER
Anf. Dez. Einführung der Schulspeisung in Leipzig

1.12. Beginn des Russisch-Unterrichts
in 32 Leipziger Volksschulklassen

8.12. Vorstellungsbeginn des Zirkus Aeros auf
dem Gelände des Krystallpalastes

Mitte Dez. Erster „freier Markt“ vor der Großmarkt-
halle mit dem Verkauf „freier Spitzen“

16.12. Eröffnung der „Sonderschauen der Leipziger
Museen“ bei freiem Eintritt im Naturkunde-
museum und im Stadtgeschichtlichen
Museum

18.12. Aufhebung der Sperrzeit in Leipzig

19.12. Aufnahme des Spielbetriebs im Schauspielhaus in der Bosestraße mit Shakespeares „Sommernachtstraum“

20.-21.12. „Sechziger-Konferenz“ von SPD und KPD in Berlin: Beschluss zur Vereinigung nach Bestätigung durch Parteitage
beider Parteien

27.12. Ausspielung der 1. Wiederaufbaulotterie der Stadt Leipzig
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JANUAR
10.1. Verordnung der Landesverwaltung Sachsen zum Neuaufbau der Sozialversicherungsanstalt Sachsen mit einer 

Sozialversicherungskasse in Leipzig

12.1. Direktive Nr. 24 des Alliierten Kontrollrates zur „Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den
Bestrebungen der Alliierten feindlich gegenüberstehen“ (Entnazifizierung)

15.1. Befehl Nr. 12 der SMAD: Wiederbeginn des Unterrichts an der Universität Leipzig

17.1. Beginn des ersten achtmonatigen Lehrganges zur Ausbildung von 1.200 Leipziger Neulehrern

18.1. Bekanntgabe des Obersten Chefs der SMAD über die Wiederaufnahme der Lehrtätigkeit
an der Leipziger Universität

19.1. Erste Kreiskonferenz der Volkssolidarität

20.1. Rechenschaftslegung des Leipziger Oberbürgermeisters Dr. Zeigner über die bisherige Tätigkeit
der demokratischen Selbstverwaltung

25.1. 1. Delegiertenkonferenz des FDGB in der Leipziger Baumwollspinnerei

FEBRUAR
1.-8.2. Mitgliederversammlungen in Leipziger Betrieben zur Vorbereitung der Wahl von Betriebsgewerkschafts-

leitungen im März 1946

5.2. Feierliche Neueröffnung der Leipziger Universität

6.2. Gründung von vier Konsumgenossenschaften im Stadtgebiet

Wahl des „Stadtausschusses der gegenseitigen Bauernhilfe“

9.2. Konstituierende Sitzung der Industrie- und Handelskammer Leipzig

12.2. Beschluss zur Bildung eines Einheitsbüros von KPD und SPD in Leipzig

23.2. Beginn der Wiederinstandsetzung des Alten Rathauses

MÄRZ
3.3. Freiwilliger Sonntagsarbeitseinsatz zur Gewinnung von Baumaterial für Neubauernhöfe

7.3. Gründung der Freien Deutschen Jugend (FDJ) in der SBZ

9.-10.3. Erster, vom Leipziger Jugendausschuss initiierter freiwilliger Arbeitseinsatz der Jugend

21.3. Konstituierung des „Antifaschistischen Frauenausschusses“ Leipzig

23.3. Gründungskonferenz der örtlichen Organisation der FDJ in Leipzig

23.3.-19.4. Bach-Festwochen in Leipzig

27.3. Rede Otto Grotewohls im „Capitol“ zur bevorstehenden Vereinigung von KPD und SPD

30.3. Zeitgleiche Tagungen des Kreisparteitages der KPD im „Elstertal“ und des Bezirksparteitages der SPD
im „Felsenkeller“

31.3. Vereinigung der beiden Arbeiterparteien auf einer gemeinsamen Tagung im „Capitol“

APRIL
April Wiedereröffnung der Deutschen Zentralbücherei für Blinde

1.4. Gründung des Bezirks-Hygieneinstituts in Leipzig

Grundsteinlegung für die Poliklinik Südwest

Veröffentlichung einer „Liste der auszusondernden Literatur“
durch die Schriftenprüfstelle der Deutschen Bücherei

4.4. Verordnung der Landesregierung Sachsen über ein Volksbegehren zum Volksentscheid zur Enteignung der Nazi-
 und Kriegsverbrecher

11.4. Kundgebung zum Abschluss der Trümmerbeseitigung auf dem Karl-Marx-Platz

13.4. Erscheinen der „Sächsischen Zeitung“, hrsg. von der SED, Land Sachsen

21.-22.4. Gründungsparteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands in Berlin (SED)

MAI
1.5. Erste Mai-Kundgebung nach dem Kriegsende auf dem Karl-Marx-Platz

7.5. Erscheinen der „Leipziger Zeitung“, hrsg. mit Beteiligung des Rates der Stadt Leipzig als überparteiliche Zeitung
bis zum 16.1.1948

8.-12.5. Erste Leipziger Friedensmesse

19.5. Erscheinen der „Leipziger Volkszeitung“, hrsg. von der SED, Bezirk Westsachsen

21.5. Befehl Nr. 154/181 der SMAD: Übergabe des konfiszierten und sequestrierten Eigentums an deutsche Selbst-
verwaltungen

22.5.-2.6. Einführung der Einheitsschule in der SBZ (vorschulischer Kindergarten, achtklassige Grundschule, dreijährige
Berufsschule oder vierjährige Ober- und Fachschule)

25.5. Antrag des antifaschistischen Blocks und des FDGB bei der Landesverwaltung Sachsen zu einer „Volksentscheidung
über die Enteignung von Betrieben von Kriegsverbrechern und Naziaktivisten“

27.5. Veröffentlichung der Listen zur Enteignung vorgeschlagener Betriebe

JUNI
4.6. Beginn der Ausstrahlung eines eigenen Programms durch den Mitteldeutschen Rundfunk, Sender Leipzig,

in der Springerstraße 24

5.6. Befehl Nr. 167 der SMAD: Überführung von Unternehmungen in Deutschland in den Besitz der Sowjetunion
als teilweise Befriedigung der Reparationsansprüche der UdSSR; Gründung Sowjetischer Aktiengesellschaften
(SAG); Entnahme von Reparationsleistungen aus der laufenden Produktion

6.6. Wiedergründung des Rundfunk-Sinfonieorchesters beim Mitteldeutschen Rundfunk, Sender Leipzig

16.6. Eröffnung der Leipziger Volkshochschule

19.6. Bildung der Handwerkskammer des Kreises Leipzig auf Anordnung der SMAD und der Landesverwaltung
Sachsen

24.6. Bildung der „Beratenden repräsentativen Körperschaft“ beim Rat der Stadt Leipzig mit 50 Mitgliedern

26.6. Rückgabe von 145 durch die SMAD beschlagnahmten Betrieben in einer Veranstaltung im Schauspielhaus
durch Oberbürgermeister Dr. Zeigner

30.6. Durchführung des Volksentscheids zur Annahme des Gesetzentwurfes über die entschädigungslose Enteignung
von Betrieben der „aktiven Nationalsozialisten und Kriegsverbrecher“ in das Eigentum des Volkes in Sachsen
mit über 77 Prozent „Ja-Stimmen“

JULI
8.7. Verabschiedung von 12.000 Leipziger Schulkindern auf dem Karl-Marx-Platz zur Erholung aufs Land

(Aktion „Volkssolidarität im Kampf gegen Kindernot“)

26.7. Veröffentlichung des Programms der antifaschistischen Parteien in Sachsen zu den Gemeindewahlen
im Herbst 1946

28.7. Bildung eines Heimkehrerausschusses unter Vorsitz des Oberbürgermeisters Dr. Zeigner

31.7.  Empfang der ersten 196 Leipziger Kriegsheimkehrer aus der Sowjetunion auf dem Leipziger Hauptbahnhof

AUGUST
2.8. Beschluss der Landesverwaltung Sachsen zur Übergabe von 35 sequestrierten Betrieben an die Stadt Leipzig

6.8. Wahleröffnungskundgebung der SED im „Capitol“ zur bevorstehenden Gemeindewahl

17.8. Befehl Nr. 253 der SMAD: Einführung einer einheitlichen Arbeitsentlohnung für Arbeiter und Angestellte für
gleiche Arbeitsleistungen, unabhängig von Geschlecht und Alter („Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“)

18.8. Eröffnung der ersten Ausstellung von Werken Leipziger Künstler im Naturkundemuseum

19.8.         Einweihung der Kongresshalle am Zoo nach baulicher Instandsetzung

26.8.       Übergabe von 1,5 Mio. RM aus Landesmitteln für den Ausbau zerstörter Wohnungen sowie 250.000 RM
zur Gründung einer Pelztierfarm zur Wiederbelebung des Rauchwarengewerbes in Leipzig

SEPTEMBER
September Erste Konzertreise des Thomanerchores unter Leitung Prof. Ramins nach dem Kriegsende mit mehreren

Konzerten in Berlin

1.9. Wahlen zu den Gemeindevertretungen in Sachsen

4.9. Befehl der SMAD (ohne Nummer): Eröffnung der Hochschule für Musik in Leipzig

14.-15.9. Eintreffen der ersten geschlossenen Transporte mit 1.700 Vertriebenen aus Schlesien in Leipzig

22.9. Gedenkveranstaltung zu Ehren der Opfer des Faschismus auf dem Karl-Marx-Platz

28.9.-1.10. Gartenbaulehrschau Leipzig in Markkleeberg

30.9. Inkrafttreten der demokratischen Gemeindeordnung in der SBZ

Erste Sitzung der neu gewählten Gemeindevertretung im Weißen Saal des Zoos

OKTOBER
1.10. Urteilsverkündung im Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess

9.10. Wahl Dr. Erich Zeigners zum Oberbürgermeister der Stadt Leipzig in der zweiten Sitzung der Leipziger
Gemeindevertretung

13.10. Studienbeginn an der neu geschaffenen Pädagogischen Fakultät der Leipziger Universität

18.10. Premiere des ersten DEFA-Spielfilms „Die Mörder sind unter uns“ im „Capitol“

20.10. Kreis- und Landtagswahlen in der SBZ und in Berlin

NOVEMBER
6.-10.11. „Leipziger Woche“ mit einer Leistungsschau „Mitteldeutsches Kunsthandwerk der Gegenwart“

7.11. Eröffnung des Theaters der Jungen Welt mit der Aufführung „Emil und die Detektive“ von Erich Kästner
im Weißen Saal des Zoos

14.11. Verfassungsvorschlag der SED für eine „Deutsche Demokratische Republik“

28.11.         Eintreffen von 2.850 Heimkehrern aus Jugoslawien in Leipzig

DEZEMBER
5.12. Neue Anordnung des Leipziger Oberbürgermeisters zur „Betreuung der Neubürger“ (Vertriebene und

ehemalige Kriegsgefangene)

8.12. Ausstellungseröffnung „Mitteldeutsche Kunst“ im Museum der bildenden Künste

21.12. Anordnung des sowjetischen Stadtkommandanten zur Bildung von Entnazifizierungskommissionen
beim Personalamt der Stadt Leipzig entsprechend Direktive Nr. 24 des Alliierten Kontrollrates und Befehl
Nr. 351 der SMAD

22.-29.12. Kleidersammlung der Volkssolidarität für Heimkehrer

31.12. Jahresabschluss im „Capitol“ mit einer Rede des Oberbürgermeisters Dr. Zeigner zum Jahr 1946 und
Beethovens „Neunter Sinfonie“.

1946 Zeittafel



Leipzig in den letzten Kriegstagen

Frontverlauf um Leipzig im April 1945 (Quelle: „Kriegsschauplatz Sachsen“ – Daten, Fakten, Hintergründe. Altenburg 1995, S. 34)

Am 12. April 1945 ermordeten Gestapo-Beamten 52 politische Häftlinge aus den Gefängnissen
Riebeckstraße und Wächterstraße auf dem Wehrmachtsexerzierplatz in Lindenthal durch
Genickschuss. Nach dem Einmarsch der Amerikaner begannen die Untersuchungen des
Massakers an KZ-Häftlingen in Abtnaundorf und der Hinrichtungen in Lindenthal. Die Leichen
in Lindenthal wurden exhumiert und im Ort bestattet. (Leihgeber: Stadtgeschichtliches
Museum Leipzig).

Im Frühjahr 1945 war der Zweite Weltkrieg an seinen Ausgangspunkt nach Deutschland  zurückgekehrt. Die Leipziger nahmen entgegen letzter Erfolgsmeldungen

der NS-Propaganda das Heranrücken der Fronten aus Westen und Osten nach Mitteldeutschland wahr und hofften auf ein baldiges Kriegsende. Trotz der

bangen Frage, welche Besatzungsmacht Leipzig einnehmen würde, überwog allgemein die Hoffnung auf ein Ende der Luftangriffe und die Normalisierung

des Alltags.

Zahlreiche Luftangriffe hatten der Stadt schwere Wunden zugefügt. Noch immer war Leipzig ein bedeutender Standort der Rüstungsindustrie. Zehntausende

Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge verrichteten Sklavendienste, u.a. bei den Erla-Werken oder in der Hugo Schneider AG (HASAG).

Bereits am 1. April 1945 erreichte die 1. Armee der US-Streitkräfte die Saale bei Bad Kösen und drang weiter Richtung Leipzig vor. Die letzten beiden Luft-

angriffe am 6. und am 10. April 1945 auf Leipzig forderten nochmals Todesopfer und zerstörten weitere Gebäude. Gleichzeitig wurde das herannahende

Ende des herrschenden Terrorsystems immer wahrscheinlicher. Der Leipziger Oberbürgermeister, SS-Obergruppenführer Alfred Freyberg, der gleichzeitig

als Bevollmächtigter des Reichsverteidigungskommissars fungierte, erkannte angesichts der militärischen Lage und fehlender Befestigungsanlagen, dass

eine Verteidigung der Stadt aussichtslos war. Trotz der Bemühungen des Oberbürgermeisters und anderer NS-Führer um eine kampflose Übergabe der

Stadt beharrte vor allem der Generaldirektor der HASAG Paul Budin auf der Durchführung des Befehls des Reichsführers SS Heinrich Himmler. Auf seine

Intervention hin ordnete Gauleiter Martin Mutschmann die Besetzung des Einsatzstabes beim Oberbürgermeister im Neuen Rathaus mit Korvettenkapitän

Werner Vogelsang und Walter Dönicke (Kreishauptmann 1933/1937, Oberbürgermeister der Stadt Leipzig und Kreisleiter der NSDAP 1937/1938) an. Am 15.

April wurden Volkssturmeinheiten im Neuen Rathaus zusammengezogen. Gleichzeitig begannen Gestapo, NSADP und andere Behörden mit der Beseitigung

von Spuren ihrer Herrschaft. Sie verbrannten Akten in ihren Dienststellen oder im Krematorium auf dem Südfriedhof, Budin ließ das Verwaltungsgebäude

der HASAG mit dem Archiv und Konstruktionsunterlagen in die Luft sprengen.

Am 18. April 1945, als die Amerikaner bereits vom Westen und Osten Richtung Stadtzentrum vordrangen, wurden eine nicht mehr genau bestimmbare Anzahl von
Häftlingen des KZ-Außenlagers  Buchenwald bei den Erla-Werken in Abtnaundorf ermordet. Nach der Evakuierung des Lagers waren dort etwa 300 nichttransportfähige
kranke Häftlinge verblieben. Diese wurden in den Mittagsstunden in eine Baracke gepfercht. SS-Männer und Angehörige des Volkssturms setzten die Baracke in Brand
und schossen auf fliehende Häftlinge.

ORIGINAL: LNN 16.4.1945„Panzerspitzen vor Leipzig zum Stehen gebracht“



In der gestrigen Mittagsstunde sprachen Oberbür-
germeister F r e y b e r g  und Polizeipräsident
Generalmajor v o n  G r o l m a n n  durch Drahtfunk
zur Bevölkerung Leipzigs.
   Die Ansprache des Oberbürgermeisters hatte
folgenden Wortlaut:
  „Als Oberbürgermeister der Reichsmessestadt
richte ich den Appell an die Bevölkerung, in Ruhe
und Besonnenheit ihren täglichen Pflichten
nachzugehen. Die Stadtverwaltung setzt alles
ein, um für die Bevölkerung zu sorgen. Alle Trans-
portmittel werden herangezogen, um vorhandene
Bestände einer gerechten Verteilung zuzuführen.
Die Ausgabe der Lebensmittel erfolgt im Interesse
aller in geregelter Weise wie bisher gegen Marken,
jedoch muß auch Rücksicht genommen werden

Leipzigs Oberbürgermeister
sprach zur Bevölkerung

auf die durch die Verhältnisse bedingten Schwie-
rigkeiten. Jedenfalls wird alles getan, um gerade
in dieser kritischen Stunde der Bevölkerung zu
helfen und die sorgenvolle Lage zu erleichtern.
Ich weise noch besonders darauf hin, daß mit den
zugeteilten Lebensmitteln sparsamst gewirt-
schaftet werden muß, da sich nicht übersehen
läßt, wie lange damit gereicht werden muß. Jeder
muß in seinem Bereich dafür sorgen, daß verant-
wortungsbewußt richtig eingeteilt wird, damit
größere Notstände vermieden werden. Die Stadt-
verwaltung wird weiterhin ihre Pflicht erfüllen
und rechnet dabei auf die Unterstützung der
Bevölkerung. Ich werde Leipzig nicht verlassen.

Gott schütze unsere Stadt.“

Der Geschützdonner der herannahenden amerikanischen Panzerverbände war bereits am 13. April 1945 im Stadtgebiet zu
hören. Noch am 14. April 1945 riefen Oberbürgermeister Dr. Alfred Freyberg und Polizeipräsident Wilhelm von Grolmann die
Leipziger über den Stadtfunk zum Durchhalten und „zur Pflichterfüllung“ auf.

Viele Leipziger befürchteten, dass weitere Kampfhandlungen in der Stadt noch sinnlose Opfer unter den Bewohnern der Stadt
fordern würden. Einzelne verlangten vom Oberbürgermeister die umgehende Kapitulation. Als Beispiel wurden diese beiden
Briefe ausgewählt.

Sonntag

Lieber Herr Oberbürgermeister!

„Volkes Stimme ist Gottes Stimme!“

Wir haben alle weiße Fahnen – und wir wollen keine Festung sein. Wer wehrloses Blut opfert, ist ein Mörder – und
sie kommen dann ja doch – denn sie können uns das Wasser abschneiden. Und wir wollen wenigstens das im Keller
Gerettete behalten.

Eine Kranke, schwer Ausgebombte bittet für
Viele

15. April 1945

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister!
Ich bitte für Tausende von Frauen und Kindern. Schonen Sie unsere Stadt! Wir haben schon unsere Männer
geopfert, unsere Kinder wollen wir behalten. In Ihrer Hand liegt das Schicksal von Tausenden Frauen, Schwangeren,
Säuglingen und Kleinkindern, von welchen unsere Stadt vollgestopft ist. Ein neuer Terrorangriff wird ein Blutbad
ohnegleichen sein und ein schwerer Beschuß ebenso. Wir können nicht fort von hier, wie die anderen aus Aachen,
Köln usw. Und dies hat alles keinen Zweck, wenn wir uns mit unseren Kindern hier opfern. Das wenige deutsche
Blut muß erhalten bleiben und so können wir weiter leben.
Wir vertrauen alle auf Ihre Güte, Ihren Großmut, Ihr Herz. – Retten Sie uns, retten Sie uns vor dem endgültigen
Untergang.
                                                         Eine kinderreiche Mutter
                                                         Leipzig in schwerer Stunde am 15. April 1945.

Das in Leipzig illegal arbeitende Nationalkomitee „Freies Deutschland“ (NKFD) hatte einen großen Anteil daran, dass die amerikanischen Truppen bei ihrem Vormarsch auf keinen größeren Widerstand im Stadtgebiet stießen. Während die NS-Führung die Bevölkerung
zur Verteidigung der Stadt aufrief, bereiteten antifaschistisch-demokratisch gesinnte Kräfte die kampflose Übergabe Leipzigs vor. Bereits am 14. April 1945 verteilten sie Handzettel und forderten am 16. April 1945 in einem als Flugblatt verteilten offenen Brief
den Oberbürgermeister zur kampflosen Übergabe der Stadt auf.

Einige der im Rathaus verbliebenen Naziführer entzogen sich durch Selbstmord ihrer Verantwortung: In seinem Amtszimmer vergiftete sich der Oberbürgermeister SS-Obergruppenführer Dr. Alfred Freyberg gemeinsam mit seiner Frau und Tochter mit Zyankali.
Durch Gift starb auch der Stadtkämmerer Kurt Lisso, ebenfalls gemeinsam mit seiner Frau und Tochter. Im Neuen Rathaus erschossen aufgefunden wurden der frühere Oberbürgermeister und NSDAP-Kreisleiter Walter Dönicke, SA-Standartenführer Strobel und
der stellvertretende NSDAP-Kreisleiter Willy Wiederroth. (Leihgeber: Manfred Köhler)



Die Besetzung Leipzigs durch amerikanische Truppen im April 1945 (Quelle: „Kriegsschauplatz Sachsen“ – Daten, Fakten, Hintergründe. Altenburg 1995, S. 34)

Zu den letzten, wirkungslosen Verteidigungsmaßnahmen in Leipzig gehörten Panzersperren aus Straßenbahnwagen wie hier am Straßenbahnhof Angerbrücke.

Dem „Einsatzstab zur Führung des Luftschutzes als Teil der Luftverteidigung“ beim Leipziger Oberbürgermeister gehörten neben leitenden Beamten der Stadtverwaltung Vertreter der Wehrmacht,
des Polizeipräsidiums, der NSDAP-Kreisleitung sowie anderer NS-Organisationen an. Der Einsatzstab tagte im Neuen Rathaus, in den letzten Kriegstagen abgesichert von Volkssturmkräften, die
das Gebäude verteidigen sollten und Barrikaden errichteten. Nach massiven Artilleriebeschuss durch die amerikanischen Truppen ergab sich die Besatzung am Vormittag des 19. April 1945.

Als die amerikanischen Truppen am 18. April 1945 über die Lützner und Wurzner Straße Richtung Stadtzentrum vorstießen, wehten an vielen Gebäuden weiße Fahnen.

Beim Vorrücken der amerikanischen Truppen aus dem Leipziger Westen schoß ein 16 Jähriger am Felsenkeller mit einer Panzerfaust einen Panzer ab und wurde daraufhin von einem nachrückenden
Panzer selbst getötet. Sofort bildete sich ein Menschenauflauf, darunter waren aber auch Leipziger mit Blumen, die zur Begrüßung der Amerikaner erschienen waren. (Leihgeber: Manfred Köhler)

Die topographische Lage Leipzigs bot keine nennenswerten natürlichen Barrieren auf dem Vormarsch der alliier-

ten Truppen. Die förmlich in den letzten Stunden errichteten Verteidigungsmaßnahmen wie die Straßensperren

an der Zeppelinbrücke mit Straßenbahnwagen waren für die vorrückenden Amerikaner kein ernsthaftes Hindernis.

Den amerikanischen Verbänden konnte der Leipziger Kampfkommandant Generalmajor Hans von Ziegesar le-

diglich 1.000 Wehrmachtsangehörige und acht notdürftig bewaffnete Volkssturmbataillone entgegenstellen,

darunter auch 16 jährige Hitlerjungen. Außerdem befehligte der Polizeipräsident Wilhelm von Grolmann knapp

3.500 Mann der Revier- und Feuerschutzpolizei. Als Ziegesar von der Bevölkerung und vom Polizeipräsidenten

gedrängt wurde, die Stadt nicht zu verteidigen und er dem nicht energisch widersprach, erfolgte am 10. April

1945 seine Ablösung durch Oberst Hans von Poncet. Dieser verschanzte sich mit etwa 200 bis 300 Mann im

vermeintlich bomben- und granatensicheren Völkerschlachtdenkmal.

Letzte Kämpfe fanden am Hauptbahnhof, am Freiladebahnhof in Eutritzsch, bei den Gohliser Kasernen, am

Neuen Rathaus und am Völkerschlachtdenkmal statt. Nach der Kapitulation durch den Polizeipräsidenten im

Neuen Rathaus forderte der amerikanische Kommandeur der 2. Infanteriedivision Generalmajor Robertson auch

Oberst von Poncet zur Übergabe auf. Nach dessen Ablehnung begann am 19. April der Kampf um das Völker-

schlachtdenkmal. Nach verstärktem Artilleriebeschuss war von Poncet schließlich zu Verhandlungen bereit und

ergab sich ca. 2.00 Uhr morgens.

Mit dem Einmarsch der 2. Amerikanischen Infanteriedivision im Norden Leipzigs wurde am 20. April 1945 die

Einnahme Leipzigs abgeschlossen.



Zerstörtes Stadtbild
Die schreckliche Bilanz des Zweiten Weltkrieges wies für die Stadt neben den Tausenden, an allen Kriegsschau-

plätzen gefallenen, vermissten oder in Gefangenschaft geratenen Leipzigern fast 6.000 zivile Opfer der Luft-

angriffe auf. Der im Vergleich zu anderen deutschen Städten verhältnismäßig gering erscheinende Zerstörungsgrad

der Stadt in Höhe von ca. 20 Prozent war dennoch mit dem Verlust oder der Beschädigung von insgesamt über

90.000 Wohnungen (das entsprach 41 Prozent des Gesamtbestandes) sowie der völligen Zerstörung von

zahlreichen öffentlichen Gebäuden, darunter mehreren Krankenhäusern, allen Theatern und von 24 Schulen

verbunden.

Für die Leipziger blieben die Spuren des Krieges noch für viele Jahre sichtbar und hinterließen schmerzliche

Lücken in einem über Jahrhunderte gewachsenen Stadtbild.

Das gesamte historische Ensemble am Leipziger Augustusplatz erlitt durch die Kriegseinwirkungen schwere Schäden. Im Vordergrund der Mendebrunnen mit beschädigten Figurengruppen, im
Hintergrund das ausgebrannte Augusteum sowie die Paulinerkirche.

Die Zentralmarkthalle auf dem Roßplatz konnte nach der Beschädigung am 4. Dezember 1943 nur notdürftig für den Weiterverkauf gesichert werden. Auch nach dem Kriegsende fand der Verkauf
von Lebensmitteln direkt vor der Ruine statt.

Der Marktplatz mit den Zerstörungen am Alten Rathaus, der Alten Waage sowie an den Gebäuden in der Katharinenstraße und im Salzgäßchen. Die Luftangriffe überstand nur das zu Ehren der
Reichsgründung 1871 eingeweihte Siegesdenkmal unbeschadet, das 1946 abgebrochen wurde.

Im Dezember 1943 und im Februar 1944 wurde das Schiff der Johanniskirche mit fast allem Inventar zerstört. Die Aufnahme zeigt den Zustand der Kirchenruine ca. 1949.

Schwere Schäden wies das sich an das Reichsgericht (Bildmitte) anschließende Viertel um die Beethoven- und Grassistraße (hinterer Bildteil) auf.

Das Neue Rathaus erlitt bei mehreren Luftangriffen leichte bis mittelschwere Schäden und wurde infolge des Artilleriebeschusses bei der Einnahme durch amerikanische Truppen schwer beschädigt.



Deutschland unter Besatzungsrecht

Auf der Potsdamer Konferenz vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 legten die Alliierten im Potsdamer Abkommen folgende Grundsätze zur Behandlung

Deutschlands nach dem Kriegsende fest: Ausrottung des deutschen Militarismus und Nazismus • • • völlige Abrüstung und Entmilitarisierung • • • Ausschaltung

der gesamten für die Kriegsproduktion geeigneten Industrie • • • völlige und endgültige Auflösung aller bewaffneten Verbände sowie der militärischen Tra-

ditions- und Kriegervereine • • • Auflösung der NSDAP und ihrer angeschlossenen Gliederungen • • • Umgestaltung des politischen Lebens auf demokratischer

Grundlage • • • Aufhebung nazistischer Gesetze • • • Verhaftung und Aburteilung der Kriegsverbrecher • • • Entfernung der Nationalsozialisten aus öffent-

lichen und halböffentlichen Ämtern sowie aus verantwortlichen Posten der Privatwirtschaft • • • demokratische Erneuerung des Bildungs- und Justizwesens

• • • Dezentralisierung der Verwaltung • • • Wiederherstellung der lokalen Selbstverwaltung • • • Zulassung aller demokratischen Parteien in ganz Deutschland.

Das weitere Schicksal Deutschlands wurde somit in den ersten Nachkriegsjahren weitgehend von den alliierten Siegermächten bestimmt.

Die Alliierten hatten im Herbst 1944 in Teheran sowie auf der Kon-
ferenz von Jalta im Februar 1945 festgelegt, Deutschland nach
der militärischen Besetzung in Besatzungszonen einzuteilen. Zum
Teil unter Beibehaltung alter Ländergrenzen bildeten die Be-
satzungsmächte in ihren jeweiligen Zonen Länder, deren Verwal-
tungen mit Deutschen besetzt wurden. In der SBZ entstanden im
Juli 1945 die Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Branden-
burg und Mecklenburg.

Die Proklamation Nr: 1 „An die Zivilbevölkerung“ war die erste offizielle Bekanntmachung der Alliierten Militärregierung in Leipzig. Die Einwohner erhielten Kenntnis über das Einsetzen der Militärregierung, „deren Gesetze
und Verfügungen in allen Einzelheiten auf das Genaueste“ befolgt werden mussten. Zugleich erfolgten detaillierte Anweisungen, die das Leben der Bevölkerung nach der Besetzung der Stadt regelten.

Leipzig unter alliierter Besatzung



Amerikanische Besatzung
Die alliierten Truppen bestimmten das öffentliche und private Leben in der Stadt völlig. Die Bevölkerung musste

zunächst Übergriffe durch Besatzungsangehörige erdulden und war Beschlagnahmen zugunsten der Militärver-

waltungen ausgeliefert. Die Requirierung von Häusern und Gebäuden in repräsentativen Wohnvierteln erfolgte

sowohl von amerikanischer als auch von sowjetischer Seite und wurde nicht selten von der Bevölkerung als

Besatzerwillkür empfunden. Die Leipziger betrachteten auch das Nichteingreifen der Besatzungsmächte gegen

Plünderungen durch ehemalige Fremd- und Zwangsarbeiter als Unrecht.

Unter amerikanischer Besatzung begann in Leipzig der schwierige Nachkriegsalltag. Die Militärregierung,

geführt vom Stadtkommandanten Major Richard Eaton, erließ zahlreiche Verordnungen und Proklamationen.

Diese betrafen u.a. die Beschränkung der Ausgangszeiten mit der Festlegung von Sperrstunden, bei deren Nicht-

einhaltung die Militärwachen konsequent, auch unter Gebrauch der Schusswaffe, einschreiten sollten. Verbo-

ten waren die Herausgabe von Zeitungen, das Benutzen von Fotoapparaten sowie Ansammlungen von Personen

auf Straßen und Plätzen. Unter der amerikanischen Besatzungsmacht erfolgte die Ernennung des ersten Nach-

kriegsbürgermeisters sowie der Stadträte. Die Verwaltungsarbeit wurde unter direkter Kontrolle des Militär-

kommandanten fortgesetzt. Die amerikanische Militärregierung entließ als erste Entnazifizierungsmaßnahme

einen Teil der Mitarbeiter der städtischen Verwaltung und die Direktoren aller Schulen fristlos, wenn sie der

NSDAP angehört hatten. Ein organisiertes politisches Leben wurde jedoch nicht zugelassen und das in Leipzig

besonders aktiv wirkende Nationalkomitee „Freies Deutschland“ Ende April 1945 verboten.

Bereits unter amerikanischer Besatzung begannen die Erfassung, die verbesserte medizinische Betreuung, die

Zusammenführung und die ersten Rücktransporte ausländischer Fremd- und Zwangsarbeiter vor allem in

westliche Länder Europas.

Die Maßnahmen der amerikanischen Militärregierung hatten jedoch nur einen begrenzten Wirkungsgrad, da

bereits bei Kriegsende feststand, dass Leipzig entsprechend der Vereinbarungen von Jalta zum Gebiet der

sowjetischen Besatzungszone gehören würde.

Das „Fraternisierungsverbot“ der westlichen Besatzungstruppen erfordert nicht nur die Räumung einzelner Wohnungen, sondern kompletter Gebäude. Die Beschlagnahme von Wohnungen und
Gebäuden wurde häufig in rigoroser Form vorgenommen. Bestimmte Personengruppen wie z. B. die Stadträte oder die bei der Besatzungsmacht tätigen Dolmetscher erhielten genehmigungspflichtige
Schilder „Betreten verboten“, anfänglich in englischer, später in russischer Sprache, um ihre Wohnungen zu schützen.

Amerikanischer Militär-LKW mit Übertragungstechnik / Übertragung der Befehle der Militärregierung an die Bevölkerung auf dem Fleischerplatz. (Leihgeber: Manfred Köhler)

Entnommene Gegenstände durch die Amerikaner

Hinweisschild am Ortseingang Leipzigs auf die 69. Infantrie-Division (Aufnahme Karl-Heinz Mai; Leihgabe Fotothek Karl Detlef Mai).

Amerikanischer Militärwagen an der Grenze der "Reichsmessestadt Leipzig"/ Ortseingangsschild. (Leihgeber: Manfred Köhler)

Ende Juni begannen die Amerikaner mit den Vorbereitungen für den Abmarsch aus Leipzig und Umgebung.

Dabei wurden nicht nur wissenschaftliche Geräte aus der Universität und  Rüstungsbetrieben antransportiert,

sondern am 22. und 23. Juni 1945 auch mehr als 40 leitende Forscher der Universität nach Weilburg/Lahn

gebracht. Verschiedene Verlage, u.a. der Brockhaus- und der Inselverlag, lösten unter der Einflussnahme

der Amerikaner ihre Standorte in Leipzig auf und verließen die Sowjetische Besatzungszone.



Sowjetische Besatzung
Entsprechend den Beschlüssen der Alliierten Konferenz von Jalta besetzten sowjetische Truppen am 2. Juli

1945 die Stadt Leipzig. Damit wurden alle Befehle und Maßnahmen der Sowjetischen Militäradministration in

Deutschland (SMAD) in Leipzig wirksam, die in den übrigen Teilen der SBZ bereits Geltung besaßen.

Die SMAD war auf Beschluss des Rates der Volkskommissare der UdSSR vom 6. Juni 1945 gebildet worden.

Ihre Einrichtung in Berlin wurde mit Befehl des Obersten Chefs der SMAD und des Oberkommandierenden der

Gruppe der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland Nr. 1 vom 9. Juni 1945 öffentlich verkündet.

Gemeinsam mit den deutschen Kommunisten, die in ihrem Sinne und nach ihren Weisungen tätig wurden,

gestaltete die SMAD das politische und gesellschaftliche Leben in ihrer Besatzungszone. Aufgabe der SMAD

war die „Durchführung der Kontrolle über die Erfüllung der Deutschland durch die bedingungslose Kapitulation

auferlegten Bedingungen und (die) Verwaltung der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland“. Nach alliiertem

Recht stand der SMAD die „oberste Regierungsgewalt (...) einschließlich aller Befugnisse der deutschen Re-

gierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder,

Städte und Gemeinden“ zu. Der zentralen Verwaltung der SMAD waren die SMA-Landes- und Kreisverwaltungen

sowie die SMA-Kreis- und Ortskommandanturen unterstellt, denen jeweils die deutschen Verwaltungen

entsprechend der Verwaltungshierarchie mit voller Befehls- und Kontrollgewalt unterstanden.

Mit der Errichtung einer „antifaschistisch-demokratischen“ Ordnung schuf die SMAD die Voraussetzungen für

eine Sowjetisierung der SBZ. Während auf der politischen Ebene ein kontrollierter Pluralismus den Anschein

demokratischer Verhältnisse erwecken sollte, wurden auf der sozialen Ebene zügig tiefgreifende Umwandlungs-

prozesse nach sowjetischem Vorbild eingeleitet.

Durch Befehle der örtlichen Kommandanturen der SMAD wurden für die deutsche Bevölkerung
Ausgangsregelungen erlassen. Seit 31. Mai 1945 bestand für die SBZ in der Zeit von 23.00 bis 4.30
Uhr eine Ausgangssperre, deren Nichtbefolgung streng geahndet wurde. Die Militärwachen konnten
in derartigen Fällen vom Schießbefehl Gebrauch machen. Nur mit Sondererlaubnissen oder
Passierscheinen war der Aufenthalt im Freien während der Ausgangssperren oder das Betreten der
von den Militärverwaltungen besetzten Gebäude generell gestattet.

Während die Leipziger KPD-Mitglieder den Einmarsch der Roten Armee in die Stadt begrüßten, sah die Mehrheit der Bevölkerung dem Besatzungswechsel eher skeptisch entgegen und befürchtete
massive Übergriffe.

Angehörige der Leipziger Kommandantur, in der Mitte der Generalleutnant der Roten Armee Nikolaj Iwanovich Trufanow. Trufanow  (geb. 15.05.1900, gest. 22.02.1982) war vom 17. Juli bis zum
14. November 1945 Militärkommandant von Leipzig und entschied in dieser Zeit in Abstimmung mit der Sowjetischen Militärverwaltung in Dresden bzw. aufgrund der Stellung Leipzigs direkt mit
der SMAD in Berlin-Karlshorst alle Fragen der politischen und sozialen Entwicklung in der Stadt. Mitte November 1945 übernahm Oberst Borissow die Funktion des sowjetischen Militärkommandanten.

Pferdetransport durch Soldaten der Roten Armee an der ehemaligen Karl-Tauchnitz-Brücke (Ecke Harkort-/Karl-Tauchnitz-Straße).

Das Gebäude der sowjetischen Kommandantur in der Döllnitzer Straße 25 (heute Lumumbastraße). Fast täglich wurden der Leipziger Oberbürgermeister, der Polizeipräsident oder andere leitende
Verwaltungskräfte auf die Kommandantur bestellt, um Befehle der Besatzungsmacht entgegen zu nehmen bzw. um über deren Umsetzung zu berichten. Nicht selten drohten bei der Nichterfüllung
Zwangsmaßnahmen. Auf der anderen Seite unterstützten die für Sachfragen zuständigen Offiziere die städtische Verwaltung bei der Lösung der schwierigen Versorgungsfragen und der Bewältigung
der Lenkung der Flüchtlingsströme.



In besonderer Form wurden in der Stadt die sowjetischen Feiertage begangen, wie der 28. Jahrestag der Oktoberrevolution am 7. November 1945. Dafür waren zentrale Plätze und öffentliche Gebäu-
de in der Stadt zu schmücken. Außerdem befahl die sowjetische Kommandantur trotz der Schwierigkeiten in der Strom- und Gasversorgung eine festliche Beleuchtung der Innenstadt.

Nicht immer wurden die Anordnungen der Militärverwaltung und
deren Umsetzung durch den Oberbürgermeister von der Bevölkerung
widerspruchslos hingenommen. Als in Leipzig Ende August 1945
die Uhren entsprechend der Moskauer Zeit eine Stunde vorgestellt
werden mussten, forderten mehrere Leipziger beim Oberbürger-
meister die Rückgängigmachung dieser Weisung. Erst im November
1945 legte der Alliierte Kontrollrat die Wiedereinführung der „Nor-
malzeit“ für ganz Deutschland fest.



Entnazifizierung,
Demokratisierung und
Entmilitarisierung

Im Zuge der von den Alliierten beabsichtigten Umgestaltung des politischen Lebens in Deutschland bestimmten die Siegermächte im Potsdamer Abkommen

vom August 1945 die Säuberung des öffentlichen Lebens von Anhängern des Nationalsozialismus. Äußere Zeichen und Symbole des NS-Regimes wie

Straßennamen und Denkmäler sowie propagandistisches Schriftgut waren zu entfernen. Fragebogen dienten zur Feststellung ehemaliger NSDAP-Mitglieder

und der Entlassung aus ihren Ämtern. Nationalsozialistische  Verbrechen wie die Ermordung politischer Häftlinge und KZ-Insassen wurden untersucht und

vor Gericht verurteilt.

Auf der Grundlage alliierter Gesetze, insbesondere der Direktiven 24 und 38 des Alliierten Kontrollrates, erfolgte die Entnazifizierung in der SBZ im

Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Umgestaltung der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur (Bodenreform, Enteignungen, Verstaatlichungen). Die

Besatzer unterschieden in  „aktive“ und „nominelle“ NSDAP-Mitglieder, wobei höhere und mittlere Funktionäre und Amtsträger sowie Parteimitglieder, die

schon vor 1933 in die NSDAP eingetreten waren, generell als aktive Träger des NS-Regimes galten. Die Kontrollratsdirektive 38 ermöglichte die Einziehung

des Vermögens der „Hauptschuldigen“ und „Belasteten“. Ein Teil der als Kriegsverbrecher und „Naziaktivisten“ bewerteten Personen, darunter auch

Jugendliche wegen angeblicher „Werwolftätigkeit“, wurde in Sonderlagern der sowjetischen Militärbehörden, meist ohne Gerichtsverfahren, inhaftiert oder

zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion verschleppt.

Die von den Alliierten gemeinsam beschlossenen, aber in den Besatzungszonen verschieden gehandhabten Entnazifizierungsmaßnahmen benutzten SMAD

und KPD/SED für weitergehende politische Zwecke. Neben der Inhaftierung von tatsächlichen Naziverbrechern und Kriegsgewinnlern beschuldigten sie

auch politisch Andersdenkende zu Unrecht als NS-Täter, was in der Konsequenz weitere Enteignungen und Verhaftungen nach sich zog.

In den westlichen Besatzungszonen, aber auch in der SBZ wurden Entnazifizierungsmaßnahmen dann nicht konsequent umgesetzt, wenn diese scheinbar

oder tatsächlich zu empfindlichen Störungen des Wirtschaftslebens oder der Reparationsleistungen geführt hätten. Auf der anderen Seite wurde versucht,

dem Großteil der ehemaligen nominellen Mitglieder der NSDAP sowie deren Gliederungen und Organisationen nach entsprechenden Maßnahmen der Be-

währung und Beschränkung (Arbeitseinsätze, Entzug des persönlichen Eigentums wie Sparguthaben oder Mobiliar) eine Integration in die neue Gesell-

schaftsordnung zu ermöglichen.

Zur Durchführung der Entnazifizierungsverfahren in Leipzig wurde unter Leitung der sowjetischen Kommandantur beim Oberbürgermeister Dr. Zeigner

eine Entnazifizierungskommission eingerichtet, der Vertreter aller politisch zugelassenen Parteien und Organisationen angehörten.

Entnazifizierungskommissionen in den acht Verwaltungsbezirken überprüften „vor Ort“ gesamte Belegschaften von Betrieben und entschieden über die

Entlassung oder Weiterbeschäftigung von Einzelpersonen entsprechend der konstatierten „politischen Belastung“.

LINKS.
Für die personelle Überprüfung wurden von
der Besatzungsmacht genehmigte Fragebögen
verwendet, die insbesondere Auskunft zur
politischen Betätigungen enthielten.
Richard Böhlert war bis 1933 Mitglied der SPD
und als Schriftsetzer bis zum Kriegsende bei
der Fa. Teubner, Verlagsbuchhandlung und
grafischer Großbetrieb, tätig. Im Mai 1945 be-
warb er sich bei der Stadtverwaltung um die
Stelle eines unbesoldeten Stadtrates. Seine
Bewerbung wurde aber weder von der ameri-
kanischen noch von der sowjetischen Kom-
mandantur in den engeren Kreis der Bewerber
aufgenommen, obwohl Böhlert auch Haftstra-
fen im KZ Oranienburg verbüßt hatte.

RECHTS.
Die amerikanische Militärverwaltung übergab
dem Personalamt beim Rat der Stadt Leipzig
„Grundsätze für die Säuberung des öffent-
lichen Dienstes“, die auch für Banken, Versi-
cherungen und Gewerbebetriebe galten. Diese
wurden in der Beratung des Bürgermeisters
Dr. Vierling mit dem Beirat am 12. Juni 1945
bekannt gegeben und festgelegt, gegen Be-
triebe in der privaten Wirtschaft, die nach wie
vor NS-belastete Betriebsführer beschäftig-
ten,  mit  Wirtschaftssanktionen  in  Form  von
Auftragsentzügen  seitens  der  öffentlichen
Verwaltungen vorzugehen.



Zu den sichtbaren Entnazifizierungsmaßnahmen gehörte die Entfernung der NS-Symbole aus dem Stadtbild, wie hier auf dem Querbahnsteig des Hauptbahnhofs.

Bereits im Mai 1945 wurden im Leipziger Stadtbild Straßennamen getilgt, deren Vergabe einen  nationalsozialistischen, militaristischen und monarchistischen Hintergrund hatte. Nach dem Be-
satzungswechsel fanden die in der SBZ einschneidenden politischen Veränderungen auch in der Straßenbenennung ihren Niederschlag. Neben dem bekannten Wechsel von Augustusplatz in Karl-
Marx-Platz gab es in Leipzig außerdem Umbenennungen wie im Gohliser Kasernenviertel nach Personen des Kreises um Stauffenberg, den Attentätern des 20. Juli 1944. Später setzte sich unver-
kennbar der Trend durch, besonders Personen des Widerstands – fast ausschließlich des kommunistischen – zu ehren.

Als Wiedergutmachung für ihre Aktivitäten im Dritten Reich wurden Mitglieder und Funktionäre der NSDAP über das Arbeitsamt zu besonderen zusätzlichen Leistungen wie der Straßenberäumung
oder der Gewinnung von Baumaterial aus den Trümmern herangezogen.

Im Rahmen der

Entnazifizierung wurden

entlassen:

bis 19.7.1945

1.780 Beschäftigte

bis 3.8.1945

2.430 Beschäftigte

bis 31.10.1945

5.591 Beschäftigte

bis Juni 1946

5.675 Beschäftigte

(das entspricht 29,7%

der gesamten Belegschaft)

davon waren

1.360 Arbeiter (29,7%)

2.263 Angestellte (34,4%)

2.072 Beamte (61,8%)

Entnazifizierung der städtischen Verwaltung
Gesamtbelegschaft im Mai 1945: 20.227 Beschäftigte (davon 5.735 Mitglieder der NSDAP)



Presse und Verlagswesen
Im Rahmen der Demokratisierung bzw. der „Reeducation“-Programme verboten die alliierten Besatzungsmächte zunächst per

Gesetz jede eigenständige deutsche Publikationstätigkeit.  Rundfunkanstalten und Zeitungen wurden von den zuständigen

Militärbehörden eingerichtet und kontrolliert, anfangs unter starker Beteiligung deutscher Emigranten. Zu den in Leipzig vertrie-

benen Zeitungen während der amerikanischen Besatzungszeit gehörte die „Hessische Post“, deren Redaktion in Frankfurt am

Main saß.

Auch in den Überlegungen der Moskauer KPD-Führung und ihrer sowjetischen Partner zur Neugestaltung Deutschlands spielten

die Massenmedien eine entscheidende Rolle. Schließlich sollten große Teile der deutschen Bevölkerung politisch beeinflusst

und „umerzogen“ werden. Erste Personalvorschläge für die Besetzung von Zeitungs- und Rundfunkredaktionen legte die KPD

bereits im Februar 1945 vor. Vor allem deutsche Kommunisten mit journalisitischer oder schriftstellerischer Qualifikation

gehörten zu den Leitungen des ab 13. Mai 1945 sendenden Berliner Rundfunks und der ab 15. Mai 1945 als Organ der sowjetischen

Besatzungsmacht herausgegebenen Zeitung „Tägliche Rundschau“.

Ab Herbst 1945 lizensierte die SMAD die von Parteien und Massenorganisationen des Antifaschistischen Blocks herausgegebenen

Presseorgane. Am 23. April 1946 erschien die erste Ausgabe des „Neuen Deutschland“ als Parteiorgan der SED für die gesamte

sowjetische Besatzungszone. Daneben erschienen in unterschiedlicher Auflagenhöhe die von der CDU herausgegebene „Neue

Zeit“, „Der Morgen“ von der LDP sowie die Zeitungen der FDJ „Junge Welt“ und des FDGB „Tribüne“ als überregionale

Tageszeitungen.

In den Jahren 1945 bis 1949 erlebte Deutschland eine Blüte literarisch-politischer Zeitschriften, wie sie später nicht wieder

erreicht wurde. In ihnen spiegelt sich die Suche nach neuen Orientierungen oder die Neuaufnahme bisheriger Traditionen

deutschen Geisteslebens wider. Das Spektrum reichte von liberal-konservativen über christlich-kirchliche bis hin zu sozialistischen

Publikationen.

Teil der Entnazifizierung war die Aussonderung und Vernichtung von NS-Literatur. Nach der Veröffentlichung der Listen nicht mehr tragbarer Literatur mussten öffentliche
und private Bibliotheken überprüft und nicht zugelassene Bücher ausgesondert werden. Allein 1945 wurden dabei in Leipzig rund 2 Millionen Bände (ca. 500 Tonnen) ver-
nichtet. Die Deutsche Bücherei übernahm auf Anweisung der SMAD rund 4.000 Bände zur gesonderten Aufbewahrung.

Den Informationsbedarf der Bevölkerung deckten bald wieder verschiedene Zeitungen ab. Deren Erscheinen unterlag aufgrund der Lizenzhoheit der Alliierten ebenso wie die Vorzensur und Informationskontrolle unmittelbar
der SMAD. Die Druckfahnen der in Leipzig herausgegebenen „Leipziger Zeitung“, aber auch der „Leipziger Volkszeitung“ mussten fast täglich zur Vorprüfung in die  Kommandantur gebracht werden.



Dr. Wilhelm Johannes Vierling
Johannes (Hans) Vierling wurde am 12. September 1889 in Nossen geboren. Im Jahr 1889 zog seine Familie nach Meerane, wo er die Realschule

besuchte. Nach dem Umzug der Familie nach Wahren beendete Hans Vierling seine Schulausbildung am Leipziger König-Albert-Gymnasium und

studierte anschließend von 1908 bis 1912 an den Universitäten in Leipzig und in Freiburg i. Breisgau Rechtswissenschaften. Der ersten juristischen

Staatsprüfung 1912 folgte 1913 seine Promotion zum Dr. jur. an der Universität Leipzig. Seine Ernennung zum Assessor fand nach der zweiten

juristischen Staatsprüfung 1915 in Dresden statt, worauf er seine berufliche Tätigkeit bei den Amtsgerichten in Zwenkau und Reichenbach, bei der

Staatsanwaltschaft Leipzig und bei der Kreishauptmannschaft Leipzig begann. Nach seiner Militärzeit im Ersten Weltkrieg 1915-1919 wurde er im

April 1919 beim Landgericht Leipzig als Rechtsanwalt zugelassen. 1920 trat er der Deutschnationalen Volkspartei bei, war hier aber nicht aktiv tätig.

Dr. Hans Vierling wohnte seit 1916 in Leipzig-Eutritzsch und unterhielt in der Leipziger Innenstadt eine Kanzlei, da er 1931 auch zum Notar ernannt

worden war. Nach 1933 war Vierling Mitglied in verschiedenen NS-Organisationen wie der DAF und der NSV, gehörte aber nie der NSDAP an. 1944

übernahm er als Wahlverteidiger, vor allem vor dem Volksgerichtshof und dem Sondergericht Leipzig, die Verteidigung in 57 politischen Prozessen

(u. a. für den späteren demokratischen Bürgermeister Johannes Sachse, die Ärztin Dr. Margarete Blank oder die Familie Goerdeler).

Am 23. April 1945 wurde Dr. Hans Vierling vom amerikanischen Stadtkommandanten auf Vorschlag verschiedener Leipziger Persönlichkeiten,

insbesondere aus Kreisen des Industrie- und Bankkapitals, als Bürgermeister eingesetzt. Am 16. Juli 1945 ernannte der sowjetische Stadtkommandant

Dr. Erich Zeigner zum Oberbürgermeister. Am gleichen Tag wurde Vierling aus städtischen Diensten entlassen.

Dr. Hans Vierling war in den folgenden Jahren als Rechtsanwalt und Richter tätig und beteiligte sich aktiv in verschiedenen Berufsgremien der

Rechtsanwälte und Notare, aber auch in gesellschaftlichen Gremien der Stadt Leipzig. Er verstarb am 22. September 1956 in Leipzig.

Stadtverwaltung
Als die Amerikaner am 19. April 1945 das Neue Rathaus besetzten, waren der Oberbürgermeister und andere leitende Beamte tot

aufgefunden worden oder befanden sich auf der Flucht.

Die amerikanische Militärregierung versuchte in den ersten Tagen der Besatzungszeit, die Stadtverwaltung wieder zu reorganisieren,

was auf beträchtliche Schwierigkeiten stieß. Das  Gebäude des Rathauses hatte durch die Verteidiungsmaßnahmen und den ame-

rikanischen Artilleriebeschuss so erhebliche Schäden erlitten, dass die Dienststellen in verschiedenen Gebäuden untergebracht

werden mussten. Fehlende Telefonverbindungen, die Einstellung des Postverkehrs sowie der Verlust von städtischen Verwaltungsakten

durch die Luftangriffe oder bewusste Vernichtungen behinderten die Wiederaufnahme des Dienstbetriebes erheblich.

Zunächst ernannte der amerikanische Militärkommandant am 23. April 1945 Dr. Johannes (Hans) Vierling zum „vorläufigen

Bürgermeister von Leipzig“, der unmittelbar der Anleitung und Kontrolle seitens der Besatzungsmacht unterstand. Die personelle

Neubesetzung der städtischen Ämter erfolgte auf Vorschlag des Bürgermeisters nach Genehmigung der Militärregierung. Rund

ein Viertel der städtischen Beamten und Angestellten sowie der Arbeiter in den städtischen Betrieben wurde aufgrund ihrer Mit-

gliedschaft in der NSDAP bis Anfang Juli 1945 aus städtischen Diensten entlassen. In kürzester Zeit mussten Stellen mit zumeist

fachlich nicht ausgebildetem Personal besetzt werden. Auch die Leipziger Polizei wurde entnazifiziert, neu aufgebaut und zahlen-

mäßig von 700 auf 2.400 Mann verstärkt.

Auf Anweisung des Militärkommandanten bildete der Bürgermeister neben dem neuen Stadtrat einen Beirat zur Beratung und Or-

ganisation der zugelassenen Arbeitsbereiche der städtischen Verwaltung. Dazu gehörten die Unterbringung, Ernährung und Für-

sorge für die einheimische Bevölkerung, die sich in der Stadt aufhaltenden Evakuierten aus überwiegend westlichen Teilen Deutsch-

lands, die Heimkehrenden von den Kriegsschauplätzen, aus Gefängnissen und KZ-Lagern,  die ausländischen Kriegsgefangenen,

Fremd- und Zwangsarbeiter sowie die Flüchtlinge und Vertriebenen. Teilweise war eine Neuverteilung der Aufgabenbereiche

erforderlich. In den ersten drei Monaten nach dem Kriegsende nahmen Teile der städtischen Versorgungsbetriebe ihre Arbeit wie-

der auf. Ausbesserungsarbeiten an Straßen, Brücken und Eisenbahnlinien und die Beräumung der Hauptverkehrsstraßen wurden

begonnen, einsturzgefährdete Ruinen abgerissen und Blindgänger beseitigt. In dieser Zeit hatte die Leipziger Bevölkerung jedoch

auch besonders einschneidende Kürzungen in der Lebensmittelversorgung sowie Zwangsmaßnahmen der Besatzungsmacht zu

ertragen.

Dr. Vierling wurde in seiner Amtszeit vorgeworfen, sich nicht konsequent für die Ausrottung des Nazismus eingesetzt zu haben und eine „volksfeindliche Gewalt“ auszuüben. Neben dem NKFD wandte sich auch Fritz Selbmann
(KPD) am 10. Juni 1945 persönlich mit den gleichen Vorwürfen an den Oberbefehlshaber der Alliierten Streitkräfte in Deutschland, General Eisenhower. Die amerikanische Besatzungsmacht beließ Dr. Vierling als Bürgermeister
und befahl lediglich, drei Vertreter der „Arbeiterschaft“ in den Beirat der Stadtverwaltung, der als Beratungsgremium fungierte, aufnehmen.

Nach dem Einmarsch der sowjetischen Truppen Anfang Juli 1945 blieb Dr. Vierling zunächst weiter im Amt. Offensichtlich erfolgte seine Abberufung durch den Stadtkommandanten Generalmajor Trufanow am 16. Juli 1945 direkt
auf Anweisung der SMA in Berlin-Karlshorst. Während Polizeipräsident Heinrich Fleißner seine Funktion noch bis zu seiner Pensionierung am 31. August 1945 ausüben durfte, wurde Dr. Vierling dagegen am 17. Juli 1945 ohne eine
Weiterbeschäftigung bei der Stadtverwaltung Leipzig entlassen. Einen offiziellen Dank für seine Tätigkeit als Bürgermeister in den ersten Nachkriegswochen erhielt er nicht, eine öffentliche Würdigung seiner Tätigkeit erfolgte
nicht. Lediglich sein Amtsnachfolger Dr. Erich Zeigner wandte sich persönlich am 1. August 1945 an Vierling.



Dr. Erich Zeigner
Erich Richard Moritz Zeigner wurde am 17. Februar 1886 in Erfurt geboren. 1894 zog seine Familie nach Leipzig um. Hier beendete er seine Schulaus-

bildung mit dem Abitur und studierte an der Leipziger Universität Rechtswissenschaften und Volkswirtschaft. Nach Abschluss der juristischen Staats-

prüfungen und seiner Dissertation begann Zeigner 1913 bzw. 1915 seine Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft Leipzig und später beim Landgericht

Leipzig. Schon während seiner Studienzeit entstanden erste Kontakte zur SPD, der er im Frühjahr 1919 als Mitglied beitrat.

Auf Vorschlag der SPD übte er von 1921-1923 das Amt des sächsischen Justizministers aus. In dieser Zeit war er auch Abgeordneter des sächsischen

Landtages. 1923 erfolgte seine Wahl zum sächsischen Ministerpräsidenten mit den Stimmen von KPD und SPD.  Die verfassungsmäßige linkssozial-

demokratische bzw. SPD-/KPD-Regierung Sachsens wurde im Oktober 1923 nach der Besetzung der Ministerien durch die Reichswehr abgesetzt,

Erich Zeigner gerichtlich verfolgt und in Untersuchungshaft genommen. Nach der rechtskräftigen Verurteilung im März 1924 wurde Zeigner im August

1925 vorzeitig aus der Haft in Bautzen entlassen. Nach dem Verbot der SPD am 22. Juni 1933 wurde Erich Zeigner arbeitslos und war illegal in ver-

schiedenen Gruppierungen der SPD und KPD tätig, was seine mehrmalige Inhaftierung zur Folge hatte.

Nach dem Einmarsch der Amerikaner in Leipzig bemühte sich Zeigner zunächst vergeblich um eine Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft oder beim

Rat der Stadt Leipzig. Trotz Widerspruchs des amerikanischen Stadtkommandanten arbeitete Zeigner unter Bürgermeister Dr. Vierling seit dem 1.

Juni 1945 als Leiter des Kulturamtes. Am 16. Juli 1945 wurde Erich Zeigner per Befehl Nr. 6 des Militärkommandanten von Leipzig, Generalleutnant

Trufanow, zum Oberbürgermeister ernannt.  Zu seinen persönlichen Verdiensten gehört der allmähliche Neuaufbau der Verwaltung und die „Normali-

sierung“ des Alltags. Gleichzeitig nahm er weiterhin aktiv Aufgaben in verschiedenen Gremien der SPD bzw. der SED wahr. Zu den Gemeindewahlen

am 1. September 1946 fungierte Erich Zeigner als Spitzenkandidat der SED für das Amt des Oberbürgermeisters, zu dem er am 9. Oktober 1946 in

der 2. Sitzung der neuen Gemeindevertretung einstimmig gewählt wurde. Parallel dazu hielt Zeigner Vorlesungen an der Leipziger Universität und

nahm an Landtags- und Ausschusssitzungen teil. Im Frühjahr 1949 erkrankte Erich Zeigner schwer und verstarb am 5. April 1949. Unter großer

Anteilnahme der Leipziger Bevölkerung fanden die Trauerfeierlichkeiten in der Leipziger Kongresshalle am 9. April 1949 und seine Beisetzung auf

dem Leipziger Südfriedhof statt.
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Am 14. Juli 1945,  mit Wirkung ab 16. Juli 1945, besetzte die sowjetische Kommandantur die Leipziger Stadtverwaltung auf Vorschlag der antifaschistisch-demokratischen Parteien neu. Dr. Erich Zeigner (SPD) wurde durch den
Stadtkommandanten zum Oberbürgermeister, Kurt Roßberg (KPD) zum ersten Stellvertreter und Johannes Sachse (Demokrat) zum zweiten Stellvertreter ernannt.

Teilnehmer eines Verwaltungslehrganges im Schulungszentrum der Stadt Leipzig in Wasewitz, 1946.

Nach dem Wechsel der Besatzungsmacht Anfang Juli 1945 blieben der von den Amerikanern eingesetzte Bürgermeister Dr. Hans

Vierling, Polizeipräsident Heinrich Fleißner und die Stadträte auf ausdrückliche Anweisung des sowjetischen Stadtkommandanten

zunächst weiter im Amt. Der KPD-Elite gelang es jedoch mit massiver Unterstützung der SMAD, in der Stadtverwaltung ihre eigenen

Machtinteressen durchzusetzen. Vertreter der KPD schlugen eine Neubesetzung der Stadtratsämter mit jeweils sechs Vertretern

aus der KPD und der SPD sowie der bürgerlichen Richtung vor. Repräsentative Posten wurden dabei häufig „bürgerlichen“ Politikern

überlassen, während die Funktionen des Stellvertreters und die Kontrolle über die Personalabteilung, die Schulen und die Polizei

dagegen auch in Leipzig in kommunistischer Hand lagen. Die durch die sowjetische Besatzungsmacht eingesetzten Bürgermeister

waren für die „genaue Durchführung aller Befehle und Anordnungen seitens der Bevölkerung persönlich verantwortlich “. Dies

traf auch auf die Tätigkeit Dr. Erich Zeigners als neu ernannter Oberbürgermeister 1945 und als gewählter Oberbürgermeister ab

Oktober 1946 zu.

Nach der „Verordnung über den personellen Neuaufbau der öffentlichen Verwaltung“ vom 17. August 1945 wurde die Entnazifizierung

in der Verwaltung und den städtischen Betrieben bis zum Juni 1946 mit einschneidenden personellen Veränderungen weitergeführt.

Bevorzugt sollten Opfer der nationalsozialistischen Diktatur eingestellt werden, auch wenn diese über keine fachliche Erfahrung

verfügten. Das Manko sollte durch Schnellkurse und Verwaltungslehrgänge in den städtischen Schulungseinrichtungen ausgeglichen

werden. Die Verwaltungsstruktur des Rates der Stadt veränderte sich nur in den Bereichen, wo Arbeitsaufgaben durch Befehle

und Anweisungen der SMAD entfielen (Kriegssachschädenerstattung) oder neue Aufgaben zugewiesen wurden (z.B. Kommunalabteilung

für die Opfer des Faschismus; Amt für Reparationen).



Bereits im Entwurfsstadium mussten alle Gesetze und Verordnungen der Landesverwaltungen in der SBZ, aber auch Anordnungen

der Kreis-, Stadt- und Gemeinde- sowie der örtlichen Polizeiverwaltungen den SMA-Landesverwaltungen bzw. den zuständigen

Kommandanturen vorgelegt werden.

Dies traf in besonderem Maße auf die Erarbeitung der Hauptsatzung vom 10. August 1945 zu, mit der personelle und strukturelle

Grundsätze des Verwaltungsaufbaus in der Stadt Leipzig geregelt wurden.

Für den Entwurf der Hauptsatzung erstellte die Stadtverwaltung mehrere Ausfertigungen, auch in russischer Sprache, die an die

Kommandantur zur Prüfung und Entscheidung vorzulegen waren.  Die städtischen Vorschläge hinsichtlich der Anzahl der zu be-

setzenden Stadtrats- und Dezernentenstellen stießen bei der Kommandantur auf Ablehnung. Auf Anordnung des Stadtkommandanten

war der vorgesehene Verwaltungsapparat einzuschränken, das heißt die Anzahl der Dezernate und Stadträte zu vermindern und

gleichzeitig die Verwaltungsarbeit auf dezentrale Ebenen zu verteilen. Dafür wurde das Stadtgebiet in acht Bezirke eingeteilt, die

aus jeweils mehreren Distrikten bestanden. Von den antifaschistisch-demokratischen Parteien vorgeschlagene Bezirksvorsteher

arbeiteten hauptamtlich unter der Leitung des Oberbürgermeisters, während die Distriktleiter ehrenamtlich tätig waren. Zur Inte-

gration weitester Bevölkerungsteile bei der Umsetzung der gefassten Beschlüsse für den künftigen Aufbau der Verwaltungsarbeit

wies die Kommandantur die Ernennung antifaschistischer Hausbeauftragter mit beratender und vollstreckender Funktion für die

Distriktleiter an.



Die Gemeindewahlen in der Stadt Leipzig fanden unter Leitung des Oberbürgermeisters statt. Wahlvorschläge konnten nur für die

in der SBZ zugelassenen Parteien und Organisationen eingereicht werden. Entsprechend der Einwohnerzahl waren in Leipzig 90

Gemeindevertreter zu wählen. Am Wahltag gaben in Leipzig von 435.539 Wahlberechtigten insgesamt 401.457 Personen  (92,3

Prozent) ihre Stimme ab. Sitze in der Gemeindevertretung erhielten entsprechend der Stimmenverteilung die Kandidaten von SED,

LDP, CDU und des Kulturbundes. Die SED hatte ähnlich wie in anderen Städten und wie bei den nachfolgenden Landtagswahlen

ihr Ziel einer absoluten Mehrheit verfehlt.

Die Leipziger Gemeindevertretung konstituierte sich im Beisein des sowjetischen Stadtkommandanten Oberst Borissow auf ihrer

ersten Sitzung am 30. September 1946 im Weißen Saal des Zoos. Der als Spitzenkandidat der SED aufgestellte Dr. Erich Zeigner

wurde in der zweiten Sitzung der Gemeindevertretung am 9. Oktober 1946 zum Oberbürgermeister, Johannes Sachse (LDP), Ernst

Eichelbaum (CDU) und Helmut Holtzhauer (SED) zu Bürgermeistern gewählt. Die Besetzung der Dezernenten erfolgte wie die Wahl

der drei Bürgermeister nach der Stärke der Fraktionen.

LINKS. Wahlwerbung der SED zu den Gemeindewahlen. RECHTS. Die Christlich-demokratische Union (CDU) hatte sich als dritte Partei bei der SMAD registrieren lassen. Sie bekannte sich zu einer christlich, demokratischen und
sozialen Politik. Ihre Zulassung erfolgte am 10. Juli 1945 unter der Bedingung, dem „Einheitsblock der antifaschistisch-demokratischen Parteien“ beizutreten.

Trotz massiver Behinderungen durch die SMAD erzielte die CDU bei den Gemeinde-
 und Landtagswahlen 1946 beachtliche Erfolge.

Gemeindewahlen  1946
Einen weiteren wichtigen Schritt zur Demokratisierung stellten die Wahlen im Herbst 1946 auf Gemeinde-, Stadt- und Landesebene dar. Der bereits im Jahr zuvor festzustellende

Mitgliederzulauf zur SPD aus allen Teilen der Bevölkerung hatte deren Landesvorstand veranlasst, auf baldige Kommunal-, Kreis- und Landtagswahlen im Frühjahr 1946 – vor ei-

nem Zusammenschluss mit der KPD – zu drängen, weil zu diesem Zeitpunkt für die SPD die besten Aussichten bestanden, stärkste Partei zu werden. Aus dem gleichen Grund

forcierte die KPD, von der SMAD bestärkt, die organisatorische Vereinigung mit der SPD. Die entscheidende Voraussetzung zur „Lösung der Machtfrage“ war mit der Bildung

der SED Ende März 1946 geschaffen worden.

Die ersten noch relativ freien Wahlen auf der kommunalen Ebene fanden am 1. September 1946 in Sachsen auf der Grundlage der „Wahlordnung für die Gemeindewahlen in der

sowjetischen Besatzungszone“ statt. Stimmberechtigt waren alle Personen, die das 21. Lebensjahr erreicht hatten und mindestens drei Monate vor dem Wahltag ihren Wohnsitz

im Gemeindegebiet hatten. Gewählt werden konnten Personen, die das 23. Lebensjahr erreicht hatten und seit mindestens sechs Monaten im Gemeindegebiet ansässig waren.

Vom Wahlrecht ausgeschlossen wurde der im Rahmen der Entnazifizierungsmaßnahmen als „politisch belastet“ eingestufte Personenkreis, insbesondere Kriegsverbrecher,

ehemalige Mitglieder der NSDAP sowie ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände und sonstige Personen, die durch die Blockparteien namentlich benannt worden waren.



Als erste Partei trat die KPD mit ihrem Gründungsaufruf vom 11. Juni 1945 an die Öffentlichkeit. Darin sprach sie sich für die Errichtung einer
„demokratischen Republik“ und eines „antifaschistisch-demokratischen Regimes“ aus. Der organisatorische Aufbau der KPD war bereits in
den letzten Kriegswochen durch eine Initiativgruppe unter Leitung von Walter Ulbricht, Anton Ackermann (später für Sachsen zuständig) und
Gustav Sabottka eingeleitet worden. Auf der Basis des Gründungsaufrufs setzte eine breite Massenbewegung ein, so dass die kommunistischen
„Volkspartei“ bald mehr neue Mitglieder als Altkader aufweisen konnte.

Am 15. Juni 1945 veröffentlichte ein Kreis Berliner SPD-Funktionäre, der sich als Zentralausschuss konstituiert hatte, einen Gründungsaufruf, der weit offensivere sozialpolitische Ziele enthielt als das erste KPD-Programm. Gefordert
wurde nicht nur „Demokratie in Staat und Gemeinde, Sozialismus in Wirtschaft und Gesellschaft“ auf parlamentarisch-demokratischer Grundlage“, sondern auch „ den Kampf um die Neugestaltung auf dem Boden der organisatorischen
Einheit der deutschen Arbeiterklasse (zu) führen“. Der Verstaatlichungskatalog berücksichtigte Banken und Versicherungen, Bodenschätze und Bergwerke, den Großgrundbesitz und die Kriegsgewinne. Außerdem trat die SPD für
starke kommunale Selbstverwaltungen ein.

LINKS. Geschäftsstelle der KPD in Kleinzschocher.       MITTE. Die entscheidende Voraussetzung zur Formierung des ostdeutschen Parteiensystems wurde mit der erzwungenen Vereinigung der SPD mit der KPD zur SED am 21./22. April 1946 geschaffen. Die Grundsatzerklärung des Vereinigungsparteitages proklamierte einen „demokratischen Weg zum Sozialismus“, die Mitglieder waren gleichzeitig nach dem sozialdemokratischen Wohngebiets- und dem kommunistischen
Betriebszellenprinzips organisiert, die unteren Parteigliederungen behielten Reste politischer Handlungsfreiheit, die Benennung der Führungsgremien folgte sozialdemokratischen Traditionen. Alle Parteifunktionen wurden zunächst paritätisch mit ehemaligen Sozialdemokraten und Kommunisten besetzt.        RECHTS. Demonstrationszug vom Thomaskirchhof zum Markt am 31. März 1946 anläßlich der Vereinigung von KPD und SPD. An der „Massenkundgebung“ nahmen über
100.000 Leipziger teil.

Neue Parteien und Organisationen
PARTEIENSYSTEM

Die Demokratisierung des politischen Lebens in Deutschland war eines der wichtigsten Ziele der Alliierten auf den Konferenzen

von Teheran und Jalta – auch wenn ihre Auffassungen von Demokratie sehr unterschiedlich waren. Das Potsdamer Abkommen vom

2. August 1945 sah die Dezentralisierung der politischen Strukturen und eine lokale Selbstverwaltung nach demokratischen Grund-

sätzen vor. In ganz Deutschland sollten alle demokratischen Parteien zugelassen werden. Amerikaner und Briten gestatteten in

ihren Besatzungszonen aber erst im August bzw. September 1945 offiziell die Bildung von Parteien.

Der SMAD-Befehl Nr. 2 vom 10. Juni 1945 erlaubte die Gründung von Parteien und Organisationen, „die sich die endgültige Aus-

rottung der Überreste des Faschismus und die Festigung der Grundlagen der Demokratie und der bürgerlichen Freiheiten... zum

Ziel setzten.“

Sie hatten „für die ganze Zeit des Besatzungsregimes ... unter Kontrolle der sowjetischen Militärverwaltung und entsprechend

den von ihr gegebenen Instruktionen“ zu arbeiten. Die intensive Anleitungs- und Kontrolltätigkeit der SMAD-Organe umfasste die

Vorzensur sämtlicher Referate ebenso wie die Genehmigungspflicht für alle Versammlungen und die Vervielfältigung von Schrift-

stücken sowie den direkten Eingriff bei der Besetzung (Absetzung oder zuweilen sogar Verhaftung) von Führungskräften der

bürgerlichen Parteien. Zusätzlich gesichert wurde sie durch die Pflicht zur Abgabe umfassender monatlicher Berichte durch die

Orts-, Kreis-, Landes- und Zonengeschäftsstellen der Parteien und Verbände über die organisatorische und politische Entwicklung,

innerparteiliche Stimmung, Versammlungstätigkeit und andere Aktivitäten.

Die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) trat am 12./13. Juni mit ihrem auf den 11. Juni 1945 datierten Aufruf als erste Nach-

kriegspartei an die Öffentlichkeit. Mit der Gründung und Zulassung der  Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), der

Christlich-Demokratischen Union Deutschlands (CDU)  und der Liberaldemokratischen Partei (LDP) im Juni und Juli 1945 wurden

auch in der SBZ Grundzüge eines pluralistischen Parteiensystems erkennbar.

Alle Parteien distanzierten sich eindeutig von der Gewaltherrschaft der NSDAP. Dieser Konsens trug dazu bei, dass die neu ent-

standenen Parteien zur engen Kooperation bereit waren. Allerdings schaltete die KP-Führung mit Unterstützung der SMAD innerhalb

eines knappen Jahres alle potentiellen Konkurrenten aus bzw. „neutralisierte“ diese, indem zunächst im Sommer und Herbst 1945

die „antifaschistischen Komitees und Ausschüsse“ aufgelöst wurden, die sich wie in den Westzonen auch in der SBZ als überparteiliche

lokale Organisationen spontan zum Kriegsende gebildet hatten. Schon im Juli 1945 gelang KPD und SMAD außerdem ein

entscheidender Schritt zur Neutralisierung der anderen Parteien: am 14. Juli 1945 bildete sich eine Einheitsfront der antifaschistisch-

demokratischen Parteien, die Vorläuferorganisation des späteren Demokratischen Blocks, in der sich KPD, SPD, CDU und LDP zur

ständigen Zusammenarbeit verpflichteten. In der „Einheitsfront“ bzw. im „Block“ galt nicht das Mehrheits-, sondern das Kon-

sensprinzip, das der KPD/SED ein Vetorecht sicherte, ohne sie selbst zu binden.



LINKS. In der SBZ wurde am 7. März 1946 mit der FDJ eine einheitliche Jugendorganisation geschaffen. Wie das 1. Parlament im Juni 1946
bestätigte, sollte die FDJ eine Organisation der ganzen Jugendgeneration, auch religiös gebundener Jugendlicher, mit dem parteiübergreifenden
Bezugspunkt des Antifaschismus sein. Die FDJ setzte sich für die Herabsetzung des Wahlalters auf 18 Jahre, die Verbesserung des Arbeits-
schutzes, gleichen Lohn für gleiche Arbeit und das Recht auf Bildung ein. Erst in den folgenden Jahren verwandelte sich die FDJ zur unifor-
mierten Staatsjugend unter der Ägide der SED.

RECHTS. Feierstunde in der Leipziger Kongresshalle anläßlich des Gründungskongresses des FDGB, Februar 1946.

Auch die Bildung des „Kulturbundes zur demokratischen Erneue-
rung Deutschlands“ ging von Moskauer Exilkommunisten aus. Die
Gründungskundgebung am 3. Juli 1945 proklamierte u. a. „die Bil-
dung einer nationalen Einheitsfront der deutschen Geistesarbeiter“,
die „Vernichtung der Nazi-Ideologie“ sowie die „Wiederentdeckung
und Förderung der freiheitlichen, humanistischen, wahrhaft natio-
nalen Traditionen unseres Volkes“ als Ziele.

Die Leipziger Ortsgruppe des Kulturbundes konstituierte sich am
18. November im Opernsaal „Drei Linden.“ Bis August 1946 stieg
die Mitgliederzahl in Leipzig auf rd. 1.200 an.

Die Sächsischen Sporttage im August 1946 wurden gemeinsam von der Leipziger Volkszeitung und der Volkssolidarität
organisiert. Die Wettkämpfe fanden in verschiedenen Sportstätten statt: im Sportstadion Probstheida Boxen, Fußball,
Ringen, Tennis usw., im Südostbad an der Osttrasse die Schwimmwettkämpfe einschließlich Wasserball sowie am
Stausee in Knautkleeberg die Ruder- und Kanuregatta.

Kundgebung am 1. Mai 1946 auf dem Karl-Marx-Platz mit über 200.000 Teilnehmern.

Demonstration zum Weltfriedenstag am 1. September 1945, Friedrich-Ebert-Straße.

Am 5. August 1945 fand auf Initiative der KPD die erste große Massendemonstration gegen Militarismus und Faschismus, für ein freies demokratisches Deutschland auf dem Marktplatz statt.

GRÜNDUNG GESELLSCHAFTLICHER ORGANISATIONEN

Die Demokratisierung der Gesellschaft orientierte sich in der SBZ am Modell der „Volksdemokratie“: Nicht nur Parteien erlangten

politische Entscheidungsrechte, sondern auch die sogenannten Massenorganisationen, die nach Gründungsinitiativen der KPD bzw.

der SED als Interessenvertreter berufsständischer oder gesellschaftlicher Gruppen, allerdings unter der später immer absoluter

werdenden Führung der SED, fungieren sollten.

Der SMAD-Befehl Nr. 2 schuf nicht nur die besatzungsrechtliche Grundlage für die Bildung von Parteien, sondern ebenso für die

Gründung gesellschaftlicher Organisationen. Unter diesen Sammelbegriff fielen insbesondere die Gewerkschaften, für die ebenfalls

eine Konzeption der „Einheitsgewerkschaft“ unter Vorherrschaft der KPD vorgesehen war. Auf Initiative der KPD konstituierte

sich bereits im Mai 1945 in Berlin ein Gremium zur Vorbereitung eines einheitlichen Gewerkschaftsbundes. Am 15. Juni wandte

sich der Vorbereitende Gewerkschaftsausschuss mit seinem Gründungsaufruf an die Öffentlichkeit. Seine programmatischen Forde-

rungen zielten auf die Entnazifizierung von Betrieben und Verwaltungen, auf die Mitarbeit der Gewerkschaften beim wirtschaftlichen

Wiederaufbau, auf Sicherung demokratischer Mitbestimmung der Arbeiter und Angestellten sowie auf die „Erziehung der Ar-

beiterschaft im Geiste des Antifaschismus“. Auf dem Gründungskongress des „Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes“ (FDGB)

im Februar 1946 in Berlin erzielte die KPD bei den Vorstandswahlen die Hälfte der Vorstandssitze, vier Vorstandsmitglieder gehörten

der SPD an, die CDU erhielt einen Sitz.

Durch die gelenkte Bildung einer Vielzahl weiterer Organisationen wollten SMAD und KPD/SED den Aufbau unabhängiger und

pluralistischer Verbände verhindern. Diese Organisationen erhielten formal einen überparteilichen Anstrich, waren aber von Beginn

an kommunistisch dominiert. Zu den wichtigsten Organisationen gehörten der „Kulturbund zur demokratischen Erneuerung

Deutschlands“ (Juli 1945) und der zentrale Jugendausschuss für die SBZ zur Vorbereitung der Gründung der Freien Deutschen

Jugend (FDJ) im März 1946 als der einzig zugelassenen Jugendorganisation in der SBZ.

Zur organisatorischen Erfassung der gesamten Bevölkerung in der SBZ rief die SED zur Gründung weiterer Massenorganisationen

auf. So entstand im Zuge der Bodenreform im Herbst 1945 die „Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe“ (VdgB).



Die Firma Louis Schopper (später VEB Werkzeugmaschinenfabrik), in der Alfred-Kästner-Straße 69, gehörte zu den von der sowjetischen Militärverwaltung als „Sowjetische Aktiengesellschaft“ (SAG) geführten Betrieben.

Am 12. August 1946 meldete der Rat der Stadt Leipzig an die Landesverwaltung
Sachsen die vollständige oder teilweise Demontage von 66 Leipziger Betrieben.
Viele Firmen stellten trotz der fast 100-prozentigen Entnahme von Maschinen,
Anlagen und Rohstoffen einen Antrag auf Fortsetzung der Produktion.

Die Firma Chr. Mansfeld in der Riesaer Straße wies zum Kriegsende schwere Schäden auf. Sie wurde auf der Grundlage des Befehls Nr. 124 der SMAD enteignet und unter sowjetische Verwaltung gestellt.

Verpacken von Maschinen für Reparationszwecke.

Reparationsleistungen der Stadt Leipzig 1945/46
Stand 15. Juli 1946

Gesamtsoll 1945/1946 116.472.986 RM
abzgl. der Aufträge von 8 demontierten Betrieben 5.205.761 RM

abzgl. Demontage und Produktionsstörung Fa. Spieß 304.850 RM

Soll 100.962.375 RM

Gesamtsoll 1945/1946 35.395.294 RM
Fertiggestellt bis 30.06.1946 21.030.274 RM

zzgl. Beschlagnahmen bei Reparationsfirmrn bis Juni ’46 749.478 RM

Erfüllungsstand 30.06.1946 21.779.752 RM

Plan 1947 6.490.193 RM

Demontagen und Reparationen
ENTMILITARISIERUNG UND DEKARTELLISIERUNG beinhaltete nach sowjetischem Verständnis nicht allein die Zerschlagung der

Wehrmacht und der Rüstungsindustrie, sondern vor allem eine Umwandlung der Eigentumsverhältnisse in der Industrie der SBZ.

Die Beschlagnahme von Industriebetrieben (ab Sommer 1945), ihre Überführung in Volkseigentum (ab Sommer 1946)  sowie die

Gründung sowjetischer Aktiengesellschaften (ab Anfang 1946) schufen einen dominanten staatlichen Sektor in der Volkswirtschaft

der SBZ, der diese bis 1990 prägen sollte. Zusätzlich vollzog sich mit der Bodenreform ab September 1945 und der späteren

Kollektivierung 1952 bis 1960 auch in der Landwirtschaft eine Umwälzung der Eigentumsverhältnisse.

Die Rote Armee begann bald nach ihrem Einmarsch mit Beschlagnahmen, die sich auf alle Rüstungswerke, öffentlichen Regiebetriebe,

Unternehmen der Schlüsselindustrie, Versorgungsbetriebe, Rohstoff- und Fertigwarenlager, Banken, Versicherungen und auf alle

Führungs-Unternehmen von überbetrieblichen Unternehmenszusammenschlüssen in der Rechtsform von Kapitalgesellschaften

erstreckten. Diese „Beuteaktionen“ wurden offiziell weder registriert noch später auf die Reparationen angerechnet, gleichwohl

können sie als Beginn der Demontagen gewertet werden, die offiziell ab Mitte des Jahres 1945 begannen.

DEMONTAGEN UND REPARATIONEN

Die vier Alliierten Mächte hatten als oberste Instanz den Alliierten Kontrollrat mit Sitz in Berlin errichtet, der nur bei einstimmiger

Beschlussfassung handeln konnte. Gleichzeitig übte jeder der alliierten Militäroberbefehlshaber in seiner Besatzungszone

eigenverantwortlich die Besatzungsherrschaft aus. Unter anderen war geregelt worden, dass jede Besatzungsmacht ihre Repa-

rationsansprüche zunächst aus ihrer eigenen Besatzungszone befriedigen sollte.

Bereits vor dem Abmarsch der amerikanischen Truppen waren wichtige Industrieausrüstungen und wissenschaftlich-technische

Apparaturen aus Leipziger Betrieben und  Einrichtungen entnommen worden. Die amerikanische Besatzungsmacht nahm, teilweise

unter Ausübung von Druck,  außerdem wissenschaftliche Kräfte, Konstrukteure und Ingenieure mit in die westlichen Besatzungszonen

und später in die USA.

Unmittelbar nach der militärischen Besetzung durch die Rote Armee gingen mehrere Demontagewellen, die anfangs eher wahllos,

später gezielt wichtige Unternehmen betrafen, über die SBZ. In den Jahren 1945/46 war im besonderen Maß auch die Stadt Leipzig

betroffen. Die Demontagen von Fabrikanlagen wurde durch die Gründung Sowjetischer Aktiengesellschaften (SAG) ersetzt, die

ursprünglich zur Demontage vorgesehene Betriebe übernahmen. Lieferungen aus der laufenden Produktion bei den Reparations-

leistungen stellten aufgrund der Höhe und der kurzfristigen Terminstellung bei teilweise drastischen Sanktionen im Falle der

Nichterfüllung eine enorme quantitative sowie qualitative Belastung dar. „Befehlsverstöße“ gegen die von der sowjetischen Militär-

verwaltung auferlegten Demontagen und Reparationen waren nach Befehl Nr. 160 der SMAD vom 3. Dezember 1945 im Schnellverfahren

als Diversions- und Sabotageakte mit bis zu 15 Jahren Gefängnis, in schweren Fällen mit der Todesstrafe zu ahnden.



Ergebnisse der Bodenreform in der Stadt Leipzig
Im gesamten Stadt- und Landkreis Leipzig gab es 49 Güter mit je über 100 Hektar Land (insgesamt 5.057 ha); davon ge-
hörten 14 Güter der Stadt Leipzig oder waren Bestandteil von Stiftungen, die die Stadt Leipzig verwaltete (2.880 ha).

I N  L E I P Z I G  A U F G E T E I L T  W U R D E N :
• • • Grundbesitz der Fa. Rudolf Sack • • • Grundbesitz der Fa. Zickmantel • • • Grundbesitz der Leipziger Westend-
Baugesellschaft • • • Grundbesitz der Ebersteinschen Mariannenstiftung • • • Rittergüter Abtnaundorf, Großzschocher
und Paunsdorf • • • Städtische Güter in Klinga, Canitz, Taucha, Naunhof u. a. • • • sowie 42 ha Boden aus dem Besitz von
politisch belasteten Personen.

E S  E R H I E L T E N  L A N D :
• • • 198 Neubauern je 5 ha • • • 106 Gärtner je 1 ha • • • 1.009 Siedler je 100 qm.
Damit wurden an 1.313 Familien rund 1.196,9 ha Land aus dem Bodenfonds der Stadt Leipzig verteilt. Außerdem erhielten
in den Landgemeinden aus stadteigenem Besitz 150 Neubauern 764 ha sowie einzelne Siedler weitere 471,1 ha Boden.

Die von Kurt Birnbaum verfasste Broschüre wurde von der KPD, Bezirk Sachsen, herausgegeben und enthielt u. a. einen
Abdruck der „Forderung der antifaschistischen Parteien des demokratischen Blocks“ zur Durchführung der Bodenreform
sowie Erläuterungen zur Verordnung der Landesverwaltung. Bereits im Aktionsprogramm der KPD vom 11. Juni 1945
wurde die „Liquidierung des Großgrundbesitzes, der großen Güter, der Junker, Grafen und Fürsten und Übergabe ihres
gesamten Grund und Bodens sowie des lebenden und toten Inventars an die Provinzial- und Landesverwaltungen zur
Zuteilung an die durch den Krieg ruinierten und besitzlos gewordenen Bauern“ gefordert.

Der im Zuge der Bodenreform verteilte Besitz an Acker- und Waldflächen war in Leipzig verhältnismäßig gering. Mehr Flächen wurden durch die „Brachlandaktion“ gewonnen, bei der nicht genutzte Flächen geteilt und in kleineren
Einheiten an Siedler zum Kartoffel- und Gemüseanbau  vergeben wurden. Für die Zuteilung von Land- oder Gartenflächen musste der Erwerber vorab seine antifaschistisch-demokratische Grundhaltung belegen bzw. seine politische
Unbedenklichkeit gegenüber den Mitgliedern der Bodenkommissionen nachweisen. Ehemaligen NSDAP-Mitgliedern wurden dagegen im Zuge der Entnazifizierung Gärten in den Kleingartenvereinen entschädigungslos entzogen.

Landwirtschaftliche Arbeiten (Getreidedreschen) auf einem Bauernhof.

Bodenreform
In der Landwirtschaft gründete sich der Wandel in den Eigentumsverhältnissen auf die Bodenreform, die im Herbst 1945 durch

aufwändige Propagandaaktionen von SMAD und KPD eingeleitet wurde. Die Enteignung des Großgrundbesitzes war eine der Haupt-

forderungen des Aufrufes der KPD vom 11. Juni 1945 und sollte auf persönliche Anweisung Stalins unverzüglich durchgeführt

werden. Die SMAD überließ der KPD und den deutschen Verwaltungsbehörden die Anordnung und Durchführung der Maßnahme.

Maßstäbe zur Durchführung der Bodenreform hatte bereits die konstituierende Sitzung des Blocks antifaschistisch-demokratischer

Parteien am 29. August 1945 in Sachsen gesetzt.  Privater Bodenbesitzes durfte die Höchstgrenze von 100 Hektar nicht übersteigen.

Enteignet wurden aber nicht nur die über diese Marke hinausgehenden Bodenflächen, sondern der jeweilige Gesamtbesitz. Eine

Entschädigung war nicht vorgesehen. Prinzipiell enteignet werden sollten darüber hinaus Wirtschaften und Inventar von NS-

Aktivisten und Kriegsverbrechern, unabhängig von deren Größe. In der SBZ galt (adliger) Großgrundbesitz als Hort des deutschen

Militarismus, dem de facto durch die Bodenreform die wirtschaftliche Grundlage entzogen werden sollte.

Am 10. September 1945 erließ die Landesverwaltung Sachsen die „Verordnung über die Durchführung der Bodenreform im Land

Sachsen“. Die sächsische Verordnung diente später als Vorlage für die anderen Länder und Provinzen; unter der Losung „Junkerland

in Bauernhand“ wurden landesweite Enteignungen eingeleitet, bei denen die Betroffenen ihr gesamtes Privatvermögen verloren

und von ihrem ehemaligen Besitz vertrieben wurden.

Das beschlagnahmte Land kam mit staatlichem Grundbesitz in einen Bodenfonds, aus dem vor allem Landarbeiter, landlose oder

landarme Bauern sowie „Umsiedler“ (aus Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie oder dem Sudetengebiet) ohne Prüfung ihrer Eig-

nung vielfach zu klein geratene Parzellen mit Inventar als Privateigentum erhielten. Ein Drittel des Bodenfonds bewirtschafteten

Länder, Kreise und Gemeinden als Volkseigene Güter (VEG). Einige Güter blieben in unmittelbarer Verwaltung der Besatzungsmacht

und dienten deren Versorgung. Die Enteignung der Großgrundbesitzer beseitigte in der SBZ gleichzeitig die jahrhundertealte

Agrarverfassung. Es entstanden vergleichsweise kleine und damit ökonomisch schwache Neubauernwirtschaften, die allerdings

auch für Flüchtlinge und Vertriebene eine neue Existenzgrundlage schufen. Ein niedrigeres Ablieferungssoll und ein privilegierter

Zugang zu Maschinen und Ausrüstungen dienten der Verbesserung der wirtschaftlichen Stellung kleiner und mittlerer Bauern ge-

genüber den Betreibern größerer Höfe. Seit Herbst 1945 entstanden „Vereinigungen der gegenseitigen Bauernhilfe“ (VdgB), die

genossenschaftlich die Bodenreform durch Maschinen-Ausleih-Stationen (MAS), Produzentengemeinschaften, Reparaturwerkstätten,

gemeinsame Saatgut- und Düngemittelverwaltung, Kreditvergabe u.a. absichern sollten.



Sichtwerbung zum Volksentscheid, Frühsommer 1946.

Werbetafel in der Innenstadt, Nähe Hauptbahnhof.

Oberbürgermeister Dr. Erich Zeigner bei der Stimmabgabe am 30. Juni 1946 im Wahllokal (Schule am Nordplatz).

Züge der Leipziger Straßenbahn wurden zu allen Zeiten bei politischen Höhepunkten zu Werbeträgern umfunktioniert. Dies setzte sich auch nach dem Kriegsende, wie zur propagandistischen Vorbereitung des Volksentscheids, fort.

In Leipzig wurden über 100 Betriebe in der Liste A erfasst und
enteignet. Bei der Abstimmung konnte nicht über einzelnen
Firmen entschieden werden, die Stimmabgabe mit „Ja“ oder
„Nein“ erfolgte pauschal als Zustimmung oder Ablehnung zum
Verfahren. Im Ergebnis des Volksentscheids wurden in Leipzig
104 Betriebe mit über 10.000 Beschäftigten in Volkseigentum
überführt.

Volksentscheid in Sachsen
Mit den Befehlen Nr. 124 und 126 vom 30. Oktober 1945 begann die SMAD die grundlegende Umgestaltung der Wirtschaft. Sie ver-

fügte die Beschlagnahme des gesamten Eigentums des deutschen Staates, der NSDAP und ihrer Gliederungen sowie der Wehrmacht.

Betroffen waren jedoch nicht nur Unternehmen aktiver Nationalsozialisten und der Kriegsverbrecher (Sequestrierung), sondern

darüber hinaus wurde jeder Betrieb enteignet, der mittelbar oder unmittelbar Aufträge der Wehrmacht erhalten hatte. Außerdem

sollten „Personen, die von dem sowjetischen Militärkommando durch besondere Listen oder auf andere Weise bezeichnet“ wurden,

ebenfalls enteignet werden. Oft diente eine angebliche politische Belastung des Betriebseigentümers durch Denunziationen als

Vorwand für den Eigentumsentzug. Die von November 1945 bis April 1946 beschlagnahmten Firmen mussten bis zur endgültigen

Entscheidung über die Enteignung unter der Aufsicht von eingesetzten Treuhändern weiter produzieren.

Zur Legalisierung der Enteignungen leitete die KPD eine Kampagne zur Sozialisierung und Planung der Wirtschaft ein, die in einen

Volksentscheid in Sachsen mündete. Der von der Landesverwaltung zum Volksentscheid vorbereitete Gesetzesentwurf „über die

Übergabe von Betrieben der Nazi- und Kriegsverbrecher in das Eigentum des Volkes“ wurde durch den Volksentscheid vom 30.

Juni 1946 legitimiert, bei dem sich rund drei Viertel der Abstimmungsberechtigten für die entschädigungslosen Enteignungen aus-

sprachen. Danach wurden insgesamt 1.730 Betriebe in das Eigentum der Landesverwaltung Sachsen, der Selbstverwaltungen der

Stadt- und Landkreise und der Stadt- und Dorfgemeinden, der Genossenschaften oder Gewerkschaften überführt. Aus vorwiegend

kleineren Betrieben wurden später „Kommunale Wirtschaftsunternehmen“ (KWU) gebildet. Die Konsumgenossenschaften gliederten

hauptsächlich Nahrungsmittelbetriebe ein.

Die Beendigung des Sequesterverfahrens in der SBZ wurde durch den Befehl Nr. 64 vom 17. April 1948 eingeleitet, der jede weitere

Sequestrierung von Eigentum verbot. Trotzdem fanden bis 1952 weitere Enteignungen durch die deutschen Behörden statt, die von

der SMAD geduldet wurden.

Mit dem Befehl Nr. 167 der SMAD vom 5. Juni 1945 erfolgte die Übernahme der 1945 unter Militärverwaltung gestellten Betriebe

in sowjetisches Staatseigentum. Zu diesen „Sowjetischen Aktiengesellschaften“ (SAG) gehörte auch ein Teil der durch den Sequester-

Befehl Nr. 124 neu beschlagnahmten Betriebe. Den Übergang von Industrieunternehmen in SAG-Eigentum  sah die Militärverwaltung

als Teil der Befriedigung der Reparationsansprüche der UdSSR an.

In Leipzig waren 428.106 Personen als Stimmberechtigte zum
Volksentscheid zugelassen. Nicht abstimmen durften über 4.600
Personen, denen wegen politischer Belastung das Stimmrecht
entzogen worden war. Am Volksentscheid beteiligten sich 92,0
Prozent der Stimmberechtigten. Bei ca. 23.000 ungültigen Stim-
men votierten 74,9 Prozent der Stimmberechtigten mit „Ja“
für die Durchführung der Enteignungen (280.592 Stimmen),
rund ein Viertel der abgegebenen Stimmen (93.894 = 25,1 Pro-
zent) waren gegen die vorgesehenen Enteignungen.
Die Grafik weist aus, in welcher prozentualen Höhe die Stimm-
abgabe mit „Ja“ in den Leipziger Verwaltungsbezirken erfolgte
und hebt Bezirke hervor, die über dem Stadtdurchschnitt von
74,9 Prozent lagen.

Ein Großteil der Leipziger Betriebe und Unternehmen war bereits gemäß Befehl Nr. 124
der SMAD im Rahmen der „Sequestrierungen“ beschlagnahmt wurden. Ein Teil der Betriebe
wurde an die Eigentümer zurückgegeben. 57 Betriebe bleiben unter Zwangsverwaltung
der SMAD und wurden beim Volksentscheid in der „Liste C“ ausgewiesen. Zu diesen Unter-
nehmen gehörten v.a. Firmen aus der Metall- aber auch aus der Textilbranche (z. B. Kamm-
garnspinnerei Stöhr & Co, Leipziger Wollkämmerei), dem Verlagswesen (Verlag J.J. Weber)
oder der Nahrungsmittelproduktion (Fleischwarenfabrik Otto Berthold).



Werbung der Firma Gotthard Köhler, Kraftfahrzeuge, Zugmaschinen. Handlung und Reparaturen, Inselstraße 28.

Blick in eine Gießereihalle, 1946.

Wirtschaftlicher Neuanfang
Ein kaum zu bewältigendes Problem entstand aus der Vertreibung der alten Wirtschaftselite und der Flucht von Fachkräften in

den Westen. Die neuen ökonomischen Führungskräfte wie auch die Planungskader waren meist nur unzureichend ausgebildet und

mussten in Schulungskursen erst für ihre Aufgaben qualifiziert werden. Sowohl der Mangel an Fachleuten als auch die materiellen

Verluste der Wirtschaft durch Kriegszerstörungen, Reparationen und Demontagen erwiesen sich als schwere Hypothek für den

Wiederaufbau in der SBZ.

Der Überhang an Bargeld und Buchgeld in Reichsmark und die Sperrung der Sparguthaben in der SBZ im Zusammenhang mit der

Bankenschließung 1945 erschwerten den Wiederaufbau und die Umstrukturierung der Volkswirtschaft zusätzlich. Die Haushalte

der Städte und Gemeinden und der Landesverwaltungen in der SBZ mussten nicht nur den Reparationsforderungen nachkommen

und die Besatzungskosten finanzieren, sondern die zentral von der SMAD gesteuerten Investitionen zudem vorwiegend in den Be-

trieben einsetzen, die Lieferungen in die Sowjetunion zu leisten hatten.

Vorführung von Maschinen der Fa. Lorenz & Kirsten auf der Leipziger Messe.

Bergen von Maschinen aus dem Schrott, 1946. (Aufnahme Karl-Heinz Mai; Fotothek Karl Detlef Mai).

Besichtigung landwirtschaftlicher Geräte der Fa. Rudolf Sack auf dem Gelände der Technischen Messe. Die Firma Rudolf Sack stand ebenfalls unter sowjetischer Verwaltung.



Wiederbelebung der Messetraditionen
MUSTERSCHAU 1945

Nach Kriegsbeginn 1939 fand die Leipziger Messe zunächst noch regulär zweimal im Jahr statt und wurde erst

auf Verfügung der Reichsregierung 1942 abgesetzt. Von da an diente das Gelände der Technischen Messe der

Unterbringung von Rüstungsbetrieben, die in das vermeintlich bombensichere Leipzig verlegt worden waren.

     Nach dem Kriegsende war es nicht möglich, sofort an die Traditionen Leipzigs als internationale Messestadt

anzuknüpfen. Das Gros der Messehäuser in der Innenstadt und der Hallen auf dem Gelände der Technischen

Messe lag durch die Bombardements seit 1943 in Trümmern.

Im Interesse des wirtschaftlichen Austausches zwischen den Besatzungszonen wies der Leipziger Stadtkom-

mandant Generalleutnant Trufanow im August 1945 an, „zur Wahrung der örtlichen Tradition der Messe eine

Musterschau von Friedenswaren aller Art von Leipziger Firmen“ zu organisieren. Diese fand vom 18. bis 23.

Oktober 1945 als „Musterschau Leipziger Erzeugnisse“ in einer wiederhergestellten Halle der Technischen

Messe und Baumesse sowie auf dem angrenzenden Freigelände unter Beteiligung von 751 Firmen, vorwiegend

aus der Klein- und Mittelindustrie aus Leipzig und Umgebung, statt. Die Ausstellung zählte rund 89.250 Besucher,

davon kamen 28.000 von auswärts.

Blick in die Ausstellung zur
Leistungsschau Leipziger
Betriebe auf dem Messe-
gelände.

Zu den Messebesuchern gehörten auch Vertreter der Besatzungsmacht.

Das Gelände der Technischen Messe, 1945.



FRÜHJAHRSMESSE 1946

Aufgrund des Erfolges der Musterschau bestimmte der Oberste Chef der sowjetischen Militärverwaltung mit

Befehl Nr. 58 vom 6. März 1946 die „Wiedereinführung der Leipziger Messe“. Die erste, als „Friedensmesse“

deklarierte Exposition fand vom 8. bis 12. Mai 1946 mit 2.771 Ausstellern, davon 2.531 aus der SBZ, 130 aus der

amerikanischen, 82 aus der britischen und 28 aus der französischen Besatzungszone, statt. Für die Aussteller

waren in der Innenstadt fünf Messehäuser sowie Flächen auf der Technischen Messe wiederhergestellt worden.

Trotz der äußerst schwierigen Bedingungen durch Engpässe in der Lebensmittelversorgung, Transportschwierig-

keiten und Probleme in der Strom- und Gasversorgung durch die Demontagen von Bahnanlagen und von Versor-

gungstechnik zählte die Frühjahrsmesse 1946 über 170.000 Besucher. Betrug das Auftragsvolumen bei der

Musterschau 1945 lediglich 11,2 Millionen Reichsmark konnte dieses bei der Technischen und Konsumgütermesse

1946 bereits auf 150 Millionen Reichsmark gesteigert werden.

Der Vizepräsident der Landesverwaltung Sachsen, Fritz Selbmann mit seiner Frau Käthe auf dem Weg zur Eröffnung der Leipziger Friedensmesse am 8. Mai 1946 im Schauspielhaus.

Messebetrieb auf dem Marktplatz, Mai 1946. Im Vordergrund der Werbekiosk der Leipziger Volkssolidarität.

Haupteingang zur Technischen Messe.



Bevölkerungsentwicklung / Demographische Veränderungen

Während des Zweiten Weltkrieges kam es zu Bevölkerungsverschiebungen in einem bisher unbekannten Ausmaß. Den Einberufungen zur Wehrmacht und

den Dienstverpflichtungen folgten Evakuierungen aus dem Westen und Osten Deutschlands. Besonders aus dem Ruhrgebiet strömten seit 1943 Tausende

Evakuierte nach Mitteldeutschland und wurden auch in Leipzig aufgenommen. Nach dem ersten schweren Luftangriff auf die Messestadt am 4. Dezember

1943 evakuierten die NS-Behörden vor allem Leipziger Schulkinder, Frauen mit Kindern und ältere, nichtarbeitsfähige Personen in das Umland. Das Kriegsende

mit der militärischen Besetzung Deutschlands und die Aufteilung in vier Besatzungszonen zogen wiederum umfangreiche Bevölkerungsbewegungen nach

sich.

Trotz der hohen Zahl von Kriegstoten und Opfern des Nationalsozialismus nahm die Bevölkerungszahl in Leipzig zu. Allein von Januar bis Juli 1945 erhöhte

sie sich von 477.676 auf 574.892 Personen. Kriegsbedingt hatte sich die Zusammensetzung der Bevölkerung nach Männern und Frauen stark verändert.

Bei der Volkszählung am 3. November 1945 wurden in Leipzig 584.593 Personen, davon weiblich 351.019 (60,0 Prozent) und männlich 233.574 (40,0 Pro-

zent), gezählt.

Wie das Geschäftshaus der Fa. Thorer und Co., Ritterstraße 31-35 ging ein Großteil der traditionellen Pelzgeschäfte und -firmen in der Innenstadt durch die Luftangriffe verloren. Die Firmen Thorer
& Co, Rauchwarenzurichterei, und Theodor Thorer, Rauchwarenhandel, wurden beim Volksentscheid 1946 enteignet (siehe Liste A Nr. 72 und 73).

Die Ruine der Johanniskirche zum Kriegsende.

Bevölkerungszahlen,
Wohnraum- und Gebäudeschäden

Das Stadtgebiet umfaßte 1940 eine Gesamtfläche von 14.112 ha.

BEVÖLKERUNGSZAHLEN:
1925: 679.159
1933: 713.470
1939: 707.365
1945: 584.593 (Stand November 1945)

BEVÖLKERUNGSDICHTE: Einwohner/qkm
1939: 9.800
1945: 8.100

WOHNUNGSBESTAND
am 31.12.1941: 224.720 Wohnungen

am  3.11.1945:  189.243 Wohnungen
                       (in 34.197 bewohnten Gebäuden
                      bewohnt von 244.596 Haushaltungen)

am 31.12.1945: 186.829 Wohnungen (mit 779.786 Wohnräumen)

DAUERVERLUSTE AN WOHNUNGEN DURCH KRIEGSEINWIRKUNGEN:
1943:      23.965
1944:       5.895
1945:       8.711

Anmerkung:
Angaben über Abbrüche und Neubauten von Grundstücken für die Jahre 1942 und 1943 sind nicht
möglich, da die Unterlagen durch Kriegseinwirkung vernichtet wurden.

Quellen:
Statistisches Jahrbuch der Messestadt Leipzig. 9. Band 1929/1945. Hrsg. im Auftrag des Rates der Stadt Leipzig vom Statistischen
Amt. Leipzig, 1948.
Messestadt Leipzig. Monatsberichte des Statistischen Amtes. Januar-März 1946. Leipzig, 1946;
Ergebnisse der Volkszählung vom 3. November 1943. Zusammengestellt vom Leiter des Statistischen Amtes der Stadt Leipzig,
Dr. G. Harig. Hrsg. vom Nachrichtenamt der Stadt Leipzig. Leipzig, o.J. (Stadtarchiv Leipzig, ZGS. 1945-1990, Nr. 1198)

Quelle: Statistisches Jahrbuch der Messestadt Leipzig, 9. Band 1929/1945, im Auftrage des Rates der Stadt Leipzig hrsg. vom Statistischen Amt, 1948, S. 26.

Nachkriegsalltag



Franzosen und Niederländer vor der Heimkehr (Leihgeber: Jacques Scheepers, Den Haag, Niederlande).

Ehemalige Fremd- und Zwangsarbeiter
Der Einmarsch der Amerikaner am 18. April 1945 und die Einstellung der Kampfhandlungen in Leipzig am 20.

April 1945 beendete den Einsatz ausländischer Arbeitskräfte im Raum Leipzig. Kurz darauf füllten sich die

Krankenhäuser mit Ausländern aus allen Nationen. Besonders häufig mussten Tbc, allgemeine Erschöpfung und

Mangelerscheinungen behandelt werden. Während sich viele der nunmehrigen Displaced Persons, soweit möglich,

auf eigene Faust auf den Weg in die Heimat machten, waren alle ehemaligen Fremd- und Zwangsarbeiter, die

vorerst nicht in ihre Heimat zurückkehren konnten, von den örtlichen Behörden mit Lebensmitteln und Bekleidung

zu versorgen. Plünderungen durch Ausländer wurden aus Leipzig, Engelsdorf, Holzhausen und Kleinpösna ge-

meldet.

Die amerikanische Militärverwaltung versuchte seit Mai 1945 alle Displaced Persons aus Leipzig zu repatriieren

und bestimmte deshalb einige Lager zu nach Nationen getrennten Sammelpunkten, in denen sich alle Ausländer

einzufinden hatten. Dabei rechneten die amerikanischen Offiziere mit etwa 200.000 betroffenen Personen für

den Distrikt (Stadt- und Landkreis ) Leipzig. Im Verlauf des Monats Juni gelang es, einzelne Ausländergruppen

(u.a. Niederländer und Polen, die nach Westen wollten) und fast alle Kriegsgefangenen zu repatriieren.

Die sowjetische Militäradministration begann im August 1945 erneut mit der Erfassung aller noch in Leipzig

lebenden Ausländer und deren schrittweiser Rückführung. Mitte August 1945 hielten sich hier nur noch 17.900

der ehemaligen ausländischen Arbeitskräfte auf.

Nach dem Befehl Nr. 163 der SMAD vom 7. Dezember 1945 erfolgte bis Mai 1946 die Erfassung aller Daten aus-

ländischer Bürger, die während des Zweiten Weltkrieges in Deutschland arbeiteten. Allerdings zog sich die Su-

che nach adoptierten Kindern ausländischer Arbeitskräfte und die Erfassung von Begräbnisstätten für Fremd-

und Zwangsarbeiter bis Anfang der fünfziger Jahre hin. Bereits im Befehl Nr. 124 der SMAD vom 30. Oktober

1945 über die Beschlagnahme und Verwaltung von Privateigentum spielte der Einsatz ausländischer Arbeitskräfte

und besonders deren Behandlung in den jeweiligen Betrieben bzw. durch die betroffenen Personen beim Volks-

entscheid 1946 sowie bei der Entnazifizierung eine wesentliche Rolle.



Flüchtlinge und Vertriebene
Im Oktober 1944 begannen Flucht und Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den ostdeutschen Gebieten

und aus den südosteuropäischen deutschen Siedlungsgebieten. Um das Ende des Zweiten Weltkrieges flohen

zwischen 11 und 18 Millionen Menschen vor der Roten Armee, wurden gezwungenermaßen evakuiert oder nach

Vereinbarungen zwischen der UdSSR und Polen 1945 bzw. nach Artikel 13 des Potsdamer Abkommens vom 2.

August 1945 zwangsweise aus- oder umgesiedelt.

Der Zustrom von Flüchtlingen und Vertriebenen 1945/46 stellte die Behörden der Nachkriegszeit vor nahezu

unlösbare Probleme. Verschärft wurde insbesondere die Situation bei der Versorgung mit Wohnungen, Einrich-

tungsgegenständen, Arbeitsplätzen und Lebensmitteln. Überall versuchte man offen oder verdeckt, weitere

Zuzüge zu verhindern. Unzulängliche Voranmeldungen, ungeregelte Ankünfte oder Koordinationsschwierigkeiten

mit den zuständigen Dienststellen in anderen Ländern und Provinzen der SBZ oder den westlichen Besatzungszonen

erschwerten die Situation. Die SBZ musste gleichzeitig als Durchgangs- und Ansiedlungsgebiet fungieren. Von

den fast 4,5 Millionen Flüchtlingen und Vertriebenen, die in der SBZ unterzubringen waren, nahm Sachsen mehr

als eine Million auf. Innerhalb Sachsens wurden im Stadtkreis Leipzig im Vergleich zu anderen Städten rein zah-

lenmäßig die meisten Personen angesiedelt: Von den 633.325 Leipziger Einwohnern im Mai 1948 waren allein

72.954 „Umsiedler“ (amtliche Bezeichnung der Flüchtlinge und Vertriebenen in der SBZ).

Tausende Flüchtlinge und Vertriebene trafen mit dem Rest ihrer Habe auf dem zerstörten Leipziger Hauptbahnhof ein.

Neben einer deutschen gab es auch eine sowjetische Verwaltung im Umsiedlerlager Diezmannstraße.

Im Umsiedlerlager warteten Flüchtlinge und Vertriebene auf die Zuweisung von Wohnraum.

Der Kindergarten im Lager Diezmannstraße.

Krankenstation im Lager Diezmannstraße.

Essenausgabe im Lager Diezmannstraße.



RECHTS. Die Aufnahme zeigt eine Gruppe von Häftlingen des KZ Buchenwald,
die am 17. Mai 1945 mit insgesamt 100 Personen nach Leipzig zurückkehren
konnte. Unter ihnen Rolf Kralovitz (in der offenen Autobustür stehend), der
sich gemeinsam mit seiner Frau Brigitte für die Aufarbeitung der Geschichte
der Leipziger Juden engagiert und dafür am 19. Februar 2005 mit der Ehren-
medaille der Stadt  ausgezeichnet wurde.

Die soziale Fürsorge für anerkannte Opfer des Faschismus erstreckte sich auf eine bevorzugte Beschaffung von Wohnung, Möbeln, Kleidung, Lebensmitteln, Arbeitsvermittlung, die Gewährung
finanzieller Hilfen, die Zuteilung von Schrebergärten und die Einweisung in Krankenhaus- und Kuraufenthalte, die nicht nur den Betroffenen selbst, sondern auch Witwen und Waisen von Hinge-
richteten oder im KZ und Zuchthaus Umgekommenen zugute kamen.

Für die Betreuung der Opfer des Nationalso-
zialismus waren zunächst die kommunale
Sozialämter in enger Zusammenarbeit mit
der Volkssolidarität zuständig. Diese Aufga-
ben nahm die 1945 gebildete „Kommunal-
abteilung Opfer des Faschismus Leipzig“
beim Rat der Stadt Leipzig wahr, die acht
Bezirksstellen innerhalb des Stadtgebietes
unterhielt. Ein Ortsausschuss koordinierte
die Zusammenarbeit von Verwaltung, Wirt-
schaft und Parteien.

Voraussetzung für die Anerkennung als
„Kämpfer des Faschismus“ waren die Re-
gistrierung des betroffenen Personenkrei-
ses und der Nachweis der Inhaftierungen,
z. B. durch die Vorlage der Urteile. Neben
der Karteikarte gehörten Fragebögen zu
den als „OdF“-, später als VdN-Akten (Ver-
folgte des Naziregimes) bezeichneten Un-
terlagen.

LINKS. Dieser Antrag von der Israelitischen Gemeinde wurde nach Rück-
sprache mit dem Polizeipräsidenten und nach Stellungnahme des Informa-
tionsdienstes beim Hauptverwaltungsamt im November 1945 abgelehnt.
Dies entsprach der damaligen Auslegung der Wiedergutmachungsverordnung.

Fürsorge für die „Opfer des Faschismus“
Vor allem durch den alliierten Kriegsverbrecherprozess in Nürnberg, aber auch durch Untersuchungen und Ver-

urteilungen von Nazi- und Kriegsverbrechern im lokalen Umfeld wurden die Deutschen zum Kriegsende mit den

Greueltaten der NS-Diktatur, den Misshandlungen und Folterungen der Gestapo, den Vergasungen und Verbren-

nungen in den Konzentrationslagern konfrontiert.

In Leipzig konstituierte sich bereits Mitte April 1945 mit der Rückkehr der ersten Häftlinge aus den Konzen-

trationslagern ein „Hilfswerk der Nazigegner“, um Maßnahmen zur Wiedergutmachung an allen aus politischen,

Rasse- oder Glaubensgründen in Haft Gewesenen zu organisieren. Beim städtischen Wohlfahrtsdezernat wurde

eine Abteilung zur Betreuung der politischen Gefangenen gebildet, deren Aufgabe die Beschaffung von Kleidung

sowie die Gewährung und die Zuteilung von zusätzlichen Lebensmitteln war. Insbesondere mussten Wohnraum

beschafft, ärztliche Hilfen organisiert und die über Leipzig führenden Transporte betreut werden.

Zeitgleich mit den Fürsorgemaßnahmen erfolgte die statistische Erfassung der von der NS-Herrschaft betroffenen

Opfer. Allein bis Mitte Juni 1945 meldeten sich bei der städtischen Betreuungsbehörde 1.273 Leipziger, die ins-

gesamt 36.906 Monate in Schutzhaft, im KZ, im Gefängnis oder Zuchthaus und in Untersuchungshaft wegen

Hoch- und Landesverrat, Wehrkraftzersetzung, Abhören fremder Sender oder der Tätigkeit für die „Bibelforscher“

inhaftiert waren. In den Jahren 1933 bis 1945 wurden in Leipzig insgesamt 5.592 Personen, davon 1.176 Frauen

aus diesen Gründen verhaftet. Mitte des Jahres 1946 lagen in Leipzig über 10.7.00 Registrierungen vor, von de-

nen nicht alle positiv wie bei Witwen und Waisen der Opfer des Faschismus beschieden wurden.

Die in Sachsen erlassene „Verordnung über die Fürsorge für die Opfer des Faschismus...“ vom 24. September

1945 gewährte in ihren Durchführungsbestimmungen den Betroffenen zahlreiche Sozialleistungen und Unter-

stützungen. Doch bereits im § 2 dieser Verordnung wurden als „Opfer des Faschismus“ ausdrücklich  nur „alle

Personen, die (sich) als Kämpfer gegen den Faschismus in Strafhaft, Untersuchungshaft, Schutzhaft oder sons-

tiger Haft befunden haben“, anerkannt. Dadurch kam es zu einer frühzeitigen politischen Differenzierung zwi-

schen kommunistischen Kämpfern und den „nur“ aus rassischen oder religiösen Gründen verfolgten Insassen

der Konzentrationslager des Dritten Reiches. Die Verfolgung von Homosexuellen und „Zigeunern“ wurde über-

haupt nicht thematisiert, ebenso die außerordentlich harte Bestrafung von „Kleinkriminellen“, die als „Asoziale“

stigmatisiert wurden.

Unmittelbar nach Kriegsende wurde den Juden als „Opfer des Faschismus“ eine bewusste Aufmerksamkeit

gewidmet. Schätzungen zu den Opferzahlen der NS-Diktatur unter der jüdischen Bevölkerung Leipzigs gehen

von rund 10.000 Personen aus. Im Sommer 1945 zeichnete sich ein zaghafter Neubeginn in den ehemals blühen-

den Zentren des jüdischen Lebens ab. Auch nach Leipzig waren einige ehemalige jüdische Mitbürger aus den

Konzentrations- und Vernichtungslagern zurückgekehrt. Verstärkt durch die Zuwanderung aus Osteuropa wurde

im Dezember 1945 durch 300 Juden in Leipzig die „Israelitische Religionsgemeinde“ neu gebildet. Allerdings

wurde durch die konsequente Anwendung der Verordnung vom September 1945 die gewollte Benachteiligung

und subtile Diskriminierung der Juden gegenüber den während der NS-Diktatur politisch Verfolgten wie auch

den Mitgliedern  der KPD rasch sichtbar.



LINKS. Ankunft Leipziger Heimkehrer aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft auf dem Hauptbahnhof.    MITTE. Zu einer der ersten Aktionen der Volkssolidarität zählte 1945 die Sammlung von „Prothesenholz“. Unter dem Motto „Achtung, Augen auf! Prothesenholz gehört der Volkssolidarität“ wurde wertvolles Linden- und Pappelholz im Rahmen für die Schwerbeschädigten-Fürsorge zur Verfügung gestellt.
RECHTS. Versorgung genesender Soldaten am Kriegsende.

Kriegsheimkehrer
Neben den in ihre Heimatgebiete zurück zu transportierenden Luftkriegsevakuierten, den „Opfern des Faschismus“,

den Umsiedlern und Vertriebenen gehörten auch die aus den Kriegsgefangenenlagern Heimkehrenden zu den

Personengruppen, die durch die Stadtverwaltung zu betreuen waren. Mit teilweise schweren körperlichen Schä-

den kamen deutschlandweit 2 Millionen Kriegsversehrte (Soldaten und Zivilisten) aus Verwundetentransporten

zurück und mussten in Lazaretten, Krankenhäusern oder Sanatorien behandelt werden. Die bereits während

des Zweiten Weltkrieges eingerichteten Hilfslazarette für verwundete Soldaten blieben teilweise auch nach

dem Kriegsende in Betrieb und versorgten die von den Fronten heimkehrenden Verwundeten.

Die meisten Kriegsgefangenen kamen in den Jahren 1946 bis 1949 in ihre Heimat zurück. In der ersten Zeit

wurden vor allem Kranke und Gebrechliche entlassen, so dass 1946 nur 16 Prozent der entlassenen Deutschen

arbeitsfähig waren. In allen Besatzungszonen wurden Sonderregelungen geschaffen, um Kriegsbeschädigten

in Notsituationen zu helfen, sie durch Beschäftigungs- oder Rentenregelungen finanziell abzusichern. In der

SBZ erhielten z. B. die Betriebe Auflagen, auf zehn Arbeitskräfte je einen Schwerbeschädigten zu beschäftigen.

Am 28. Juli 1946 war unter Leitung des Oberbürgermeisters ein Heimkehrerausschuss gebildet worden, der

Maßnahmen zur Betreuung der über Leipzig führenden Heimkehrer- und  „Umsiedler“-Transporte (Flüchtlinge

und Vertriebene)  einleitete. Aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft trafen die ersten 196 Leipziger am 31. Juli

1946 auf dem Leipziger Hauptbahnhof im Rahmen eines großen Transportes ein, der auf die Quarantänelager

in Halle/Sa., Erfurt und Leipzig verteilt wurde. Diese ehemaligen Kriegsgefangenen fuhren mit Straßenbahnen

zum Quarantänelager in der 106er Kaserne in der Georg-Schumann-Straße, wo sie 14 Tage verblieben. Die Stadt-

verwaltung bemühte sich um eine schnelle Integration der Heimkehrer, ihre Versorgung mit Wohnraum und Ar-

beitsstellen, was sich allerdings aufgrund der allgemeinen Situation als nicht einfach erwies und nicht immer

mit den persönlichen Interessen des Einzelnen konform ging.

Bis Ende August 1946 wurden in Leipzig 200.000 Heimkehrer, Flüchtlinge und Vertriebene betreut. Ein Teil die-

ses Personenkreises fand in Leipzig eine neue Heimat.



Blick in die Dufourstraße.

Auf vielen Grundstücken, wie hier in der Clausewitzstraße in Möckern, befanden sich Bombentrichter.

Neben der Zwangseinweisung von Unter- oder Hauptmietern erfolgte eine entschädigungslose Beschlagnahmen von Möbeln und anderen Einrichtungsgegenständen wie Öfen, Koch-
und Bettstellen, die vorwiegend den als „Opfer des Faschismus“ anerkannten politisch Verfolgten sowie Flüchtlingen und Vertriebenen zugeteilt wurden. Nur beim Vorliegen besonders
schwerwiegender persönlicher Verhältnisse oder dem Nachweis der politischen Unbelastetheit konnte im Einzelfall eine Rücknahme der Konfiszierung erreicht werden. Bei Beschlagnahmen
für die sowjetische Besatzungsmacht konnte maximal mit der Auszahlung einer geringen Vergütung des Wertes gerechnet werden.

Quelle: Leipzig. Gestern – heute – morgen. Ein Atlas, hrsg. von der SED, Kreis Leipzig, 1946.

Wohnen
Für die zahlenmäßig angewachsene Bevölkerung stand nach dem Kriegsende viel weniger Wohnraum als in der

Vorkriegszeit zur Verfügung. Da die Kriegszerstörungen vor allem die Städte betrafen, waren dort die Lebens-

und Wohnverhältnisse besonders katastrophal.

Die Zerstörung von Gebäuden und Wohnungen verschärften in Leipzig den Wohnungsmangel aus der Vorkriegszeit

enorm.

Die meisten Wohnungssuchenden, darunter die Flüchtlinge und Vertriebenen, konnten nur als Untermieter in

bestehende Wohngemeinschaften eingewiesen werden. Überall fehlten Möbel, Bettstellen, Koch- und Heizmög-

lichkeiten. Der Mangel konnte bei weitem nicht durch die Sammeltätigkeit verschiedener Hilfsorganisationen

gedeckt werden. Deshalb musste die Stadt Leipzig im August 1945 ein Zuzugsverbot verhängen und Zwangs-

maßnahmen zur öffentlichen Bewirtschaftung der Wohnungen ergreifen. Neben dem Ausbau von Barackenlagern

und der Errichtung von Behelfsheimen erfolgte bis zum Jahresende 1945 die Instandsetzung von 60.000 Woh-

nungen. Daneben wurden größere Wohnungen an verschiedene Mietparteien vergeben, Wohnräume und Möbel

als politisch belastet eingestufter Personen beschlagnahmt und vordringlich an die Rückkehrer aus den Konzen-

trationslagern, Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sowie an Flüchtlinge und Vertriebene vergeben. Allein

in den Monaten Oktober und November 1945 wurden insgesamt 1.474 Wohnungen, davon 559 an Wiedergutma-

chungsberechtigte und 915 an Ausgebombte, im Hauptmietverhältnis zugewiesen. Im Oktober 1945 konnten

929 Familien mit 2.110 Personen und im November 1.417 Familien mit 3.354 Personen  in Untermietverhältnisse

vermittelt werden. Diese Notgemeinschaften von Ausgebombten, Evakuierten und  Zwangseingewiesenen dräng-

ten sich oft in wenigen Zimmern, was zu erheblichen sozialen Spannungen führte.

Der Alliierte Kontrollrat erließ am 8. März 1946 ein Wohnungsgesetz, das „der Erhaltung, Vermehrung, Sichtung,

Verteilung und Ausnutzung des vorhandenen Wohnraumes“ dienen sollte. Verantwortlich für die Durchführung

waren die deutschen Wohnungsämter, die allen Wohnungssuchenden entsprechend den Normen der jeweiligen

Besatzungsmacht Wohnraum beschaffen sollten, auch durch zwangsweise Belegung von Wohnungen. Trotz der

Anstrengungen im Wohnungsbau oder bei der Instandsetzung war noch Ende 1946 jede Wohnung durchschnittlich

mit 4,2 Personen belegt (im Vergleich 1939: 3,3 Personen).



Arbeit
Wirtschaft und Arbeitsmarkt waren bereits vor 1945 durch den Krieg, die Millionen zum Kriegs- und Arbeitsdienst

Eingezogenen und die Zerstörungen von Produktionsstätten und der Infrastruktur stark belastet. Dazu kamen

nach dem Kriegsende die Demontagen, die Rückwanderung bzw. „Repatriierung“ von Zwangsarbeitern. Auf der

anderen Seite waren viele Deutsche noch nicht aus der Kriegsgefangenschaft heimgekehrt. 1946 waren in der

SBZ nur 40 Prozent der Bevölkerung erwerbstätig. Die Zahl der Arbeitslosen nahm rapide zu. Die Arbeitsuche

war aufgrund der fehlenden Berufskenntnisse besonders für die ehemaligen Flüchtlinge und Vertriebenen

erschwert. Dazu kam ein hoher Prozentsatz der Arbeitsunfähigen in dieser Bevölkerungsgruppe. In Sachsen

war der Anteil der Sozialhilfeempfänger besonders hoch. 6,5 Prozent der Alteingesessenen sowie 18 Prozent

der angesiedelten Flüchtlinge und Vertriebenen bezogen Sozialhilfe. Der Sozialhilfesatz lag zwischen 23,50

und 37 RM monatlich. Ein Facharbeiter verdiente zwischen 220 und 270 RM im Monat.

Um nach dem Kriegsende wirksame Maßnahmen einleiten zu können, benötigten die sowjetischen und deutschen

Verwaltungen genaue Angaben über die Einwohnerzahlen. Deshalb wurde das Meldewesen besonders schnell

ausgebaut. Grundlegende Festlegungen enthielt der Befehl Nr. 3 des Alliierten Kontrollrates vom 17. Januar

1946 über die „Erfassung der arbeitsfähigen Bevölkerung, die Registrierung der Arbeitslosen und deren Unter-

bringung in Arbeit“. Die Registrierung bei den Arbeitsämtern und Polizeidienststellen war mit Fragebögen, Le-

bensmittelkarten, Arbeitsbescheinigungen oder Wohnscheinen verknüpft. Die Zuteilung von Lebensmittelkarten

erfolgte in Abhängigkeit von der Erfassung beim Arbeitsamt und der Einstufung in bestimmte Versorgungska-

tegorien (z. B. Schwerstarbeiter). Die Arbeitsämter hatten die Möglichkeit, Arbeitslose auf Arbeitsplätze zwangs-

weise zuzuweisen bzw. zu Arbeitseinsätzen wie bei der Enttrümmerung einzuteilen. Nur wer einer geregelten,

bezahlten Arbeit nachging, hatte auch die Möglichkeit, sich und seiner Familie ein finanzielles Existenzminimum

zu sichern.

Besonders schwierig war es in den ersten Nachkriegsmonaten, Jugendliche in Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisse zu vermitteln. Die
strikten Festlegungen im Rahmen der Entnazifizierung zum Entzug der Lehrberechtigung für ehemalige Mitglieder der NSDAP wurden im Interesse
einer Einstellung bzw. Ausbildung von Jugendlichen nach Prüfung des Einzelfalls durch eine Rundverfügung des Landesarbeitsamtes Sachsen vom
24. Januar 1946 aufgehoben.

An Lebensmittelkarten für die meisten Produkte des täglichen Bedarfs waren die Deutschen schon im Krieg gewöhnt. Auch nach dem Kriegsende musste die Verteilung von Lebens- und Bedarfsmitteln
weiter rationiert werden.

Dem Beschluss des Alliierten Kontrollrates vom Januar 1946 zum Arbeitseinsatz der deutschen Bevölkerung waren bereits 1945 Erfassungen der Arbeitskräfte in der SBZ vorausgegangen.



Versorgung
In den ersten Nachkriegsjahren war die Versorgungslage der deutschen Bevölkerung äußerst angespannt. Die

in den letzten Kriegsjahren eingeführte Bewirtschaftung vieler Konsumgüter wurde von den Militärregierungen

beibehalten. Dabei war nicht gesichert, dass die auf den Lebensmittelkarten ausgewiesenen Waren auch tat-

sächlich zur Verfügung standen. Deshalb gehörten auf dem Ernährungssektor Hamsterei, Tauschgeschäfte und

Schwarzmarkt zum allgemeinen Erscheinungsbild dieser Zeit. Die Erschließung neuer Nahrungsquellen und An-

baumethoden wie der Anbau von Tabak auf dem Balkon, die Anlegung von Gemüsebeeten auf jedem freien

Fleckchen Erde, die verstärkte Nutzung von Futterrüben sicherten eine Notversorgung.

Den Geldvorräten der Bevölkerung stand nur ein minimales Warenangebot gegenüber. Eine Möglichkeit zur

„legalen“ Beschaffung lebensnotwendiger Waren bestand für die Leipziger in der von der Stadtverwaltung be-

reits seit 1944 unterstützten „Tauschzentrale“ in der Grimmaischen Straße, die später von der Volkssolidarität

übernommen wurde. Wie in anderen Städten blühte auch in Leipzig der Schwarze Markt auf. Hier war gegen

hohe Summen Bargeld oder im Tauschhandel Ware gegen Ware nahezu alles zu beschaffen. Eine große Rolle

spielte dabei die „Zigarettenwährung“, womit Butter, Brot und andere Lebensmittel erstanden werden konnten.

Obwohl die Polizei Razzien vornahm und die harte Bestrafung von verhafteten und verurteilten Schwarzhändlern

bekannt gemacht wurde, fuhren Hunderte Leipziger in die Umgebung, um Wertgegenstände gegen Lebensmittel

zu tauschen. Den Beschäftigten im städtischen Ernährungsamt gelang es trotz Unterstützung der sowjetischen

Stadtkommandantur oft nur durch heute abenteuerlich anmutende Aktionen, in den angrenzenden Landkreisen

oder über die Landesgrenzen hinaus, Kartoffeln und Getreide aufzutreiben und diese vollständig, trotz mangelnder

Transportkapazitäten nach Leipzig zu bringen.

Eine Form des Einkommenserwerbs war das Sammeln von Heilkräutern. Die Leipziger Schulkinder waren bis zur Wiederaufnahme des Unterrichts am 1. Oktober 1945 im Rahmen der bestehenden
Schulpflicht zum Sammeln von Kräutern oder zu Arbeiten in den Schulgärten verpflichtet.

Durch Aktionen der Volkssolidarität und der KPD entstanden unter den Losungen „Das Land hilft der Stadt“ und „Die Stadt hilft dem Land“ zwischen verschiedenen Landkreisen, darunter  Borna und Oschatz, und der Stadt Leipzig Patenschaften zum Austausch dringend benötigter Waren. Neben Kartoffeln, Trockenmilchpulver und Bekleidung lieferten die Kreise auch Seife und nahmen Leipziger Kinder zur
Erholung auf. Leipziger Betriebe fertigten im Gegenzug aus ihren Materialbeständen landwirtschaftliche Geräte und Maschinen und spendeten Baumaterialien für die Bauern und Siedler. Die Stadt Leipzig sicherte u. a. den Transport der Kohlellieferungen aus Borna und Böhlen nach Oschatz ab und erhielt dafür Hausschuhe.

Weder die Lebensmittelrationen noch die Zuteilung von Brennmaterial, Medikamenten oder Hausrat reichten zur täglichen Versorgung aus. Unter diesen Bedingungen blieb der Bevölkerung, nichts
anderes übrig, als zu hamstern, „schwarz“ zu handeln. Diejenigen, die nichts zu tauschen hatten, mussten in „Eigenproduktion“ Tauschware herstellen, sei es privat in der Familie, sei es in den
Fabriken. Staatliche Stellen gingen mit Hilfe der Polizei und der Medien konsequent und unnachgiebig gegen die Schwarzmarkthändler und die verheerenden Auswirkungen des Schwarzen Marktes
vor.

Im Oktober 1945 war die Ernährungslage in Leipzig so brisant, dass ein weiterer Zuzug verboten werden musste.



Gesundheitsfürsorge
Die Auswirkungen des Krieges waren in erster Linie am allgemeinen Gesundheitszustand der Bevölkerung ab-

lesbar und führten zu steigenden Zahl bei den Sterbefällen. Die Säuglingssterblichkeit hatte sich in Leipzig seit

Anfang der dreißiger Jahre bis 1945 verdreifacht und lag inzwischen bei 15 Prozent. Ein Teil der Bevölkerung

war durch die mangelnde Ernährung sowie die schlechten hygienischen Verhältnisse so geschwächt, dass er

keiner Arbeit mehr nachgehen konnte (5 Prozent der Männer und 3 Prozent der Frauen in Leipzig am Jahresende

1945). Aufgrund der hohen Bevölkerungskonzentration bestand immer wieder die Gefahr des Ausbruchs von

Seuchen. Jede Woche traten neue Fälle von Typhus, Ruhr und Diphtherie auf. Geschlechtskrankheiten breiteten

sich gehäuft aus.  Als im Mai 1945 vermehrt Typhuserkrankungen in einzelnen Bezirken der Stadt registriert

wurden, rief das Stadtgesundheitsamt zu Schutzimpfungen auf und nahm bis Jahresende 5.024 Erst- und 4.403

Wiederholungsimpfungen bei öffentlichen Impfterminen vor. Dies reichte jedoch nicht aus, um die Typhusgefahr

zu bannen, so dass die Landesverwaltung ab 1. Januar 1946 Zwangsimpfungen für die gesamte Leipziger Bevöl-

kerung anordnete.

In drastischer Weise erhöhten sich die Tbc-Erkrankungen. Ein Teil der ohnehin schon dezimierten Krankenhaus-

betten musste deshalb ständig für Infektionskranke vorgehalten werden. Zu den Schwierigkeiten in der Wasser-

versorgung allgemein kam in Leipzig die schlechte Wasserqualität mit einem viel zu hohen Bleigehalt.

Eine geregelte medizinische Betreuung der Bevölkerung musste erst wieder aufgebaut, der Krankentransport

und die ärztliche Versorgung neu organisiert werden. Überall bestand ein akuter Mangel an Medikamenten und

Verbandsmaterial. Das Gesundheitsamt bemühte sich in den ersten Nachkriegsmonaten vor allem um die Absi-

cherung der medizinischen Versorgung durch den Aufbau von Polikliniken, die bauliche Wiederherstellung der

Krankenhäuser sowie den Einsatz von „Sprengelärzten“, die für die Bevölkerung bestimmter Wohnbezirke zu-

ständig sein sollten.

Entgegennahme von Untersuchungsproben im Bezirks-Hygieneinstitut Leipzig. In Anlehnung an die in der Sowjetunion vorhandenen hygienischen Stationen erfolgte im April 1946 in der gesamten
SBZ die Gründung von Zentralstellen für Hygiene, deren Aufgabe in der Einleitung von Schutz- und Bekämpfungsmaßnahmen gegen Massenerkrankungen wie Tbc, Typhus und Ruhr bestand.

Das Gebäude der ehemaligen Petri-Apotheke in der Dufourstraße.

Ein Großteil der Leipziger Krankenhäuser und Kliniken, wie das Rote Haus, Philipp-Rosenthal-Straße, waren zerstört oder wiesen schwere Schäden auf.



Soziale Fürsorge
VOLKSSOLIDARITÄT

Ohne die Tätigkeit zahlreicher Hilfsorganisationen und die Koordinierung von Spenden- und Sammelaktionen

wäre trotz aller Verwaltungsanordnungen die allgemeine Not kaum zu lindern gewesen. Die bereits in den letzten

Kriegsmonaten einsetzenden Hilfsaktionen wurden von einer, alle politischen und religiösen Vorbehalte über-

windenden breiten Bevölkerungsschicht getragen.

Neben kirchlichen Einrichtungen, die auch Spenden aus dem Ausland verteilten und der individuellen persönlichen

Unterstützung von Hilfsbedürftigen trugen besonders die Aktionen der im Oktober 1945 als Massenorganisation

gegründeten „Volkssolidarität“ zur Unterstützung von Bombengeschädigten, Flüchtlingen und Vertriebenen,

heimkehrenden Evakuierten und Kriegsgefangenen, aber auch der Not leidenden einheimischen Bevölkerung

bei. Durch die Unterstützung der KPD und der anderen im „Antifaschistischen Block“ zusammenarbeitenden

Parteien und des FDGB kristallisierte sich die Volkssolidarität besonders in den ersten beiden Jahren ihres Be-

stehens zu der Hilfsorganisation mit der breitesten öffentlichen Präsenz und gesellschaftlichen Wirksamkeit

heraus. Dementsprechend umfassend war auch ihr Tätigkeitsfeld: Die Volkssolidarität sammelte Geld, Lebensmittel,

Kleidung, Geschirr, Möbel und Wäsche, um den im Krieg besonders hart betroffenen Menschen den Neubeginn

mit einer ersten, bescheidenen Ausstattung zu ermöglichen. Durch die Volkssolidarität wurden Näh- und Wärm-

stuben betrieben und Spielzeug- und Kleidersammlungen für die Gestaltung von Weihnachtsfeiern für Kinder

und Rentner organisiert. In Zusammenarbeit mit dem Rat der Stadt Leipzig organisierte sie das Schulessen

in Leipzig und schuf Möglichkeiten, damit sich Leipziger Kinder im Umland erholen konnten. Die Volkssolidarität

initiierte aber auch Einsätze zur Enttrümmerung, zur Ingangsetzung, zum Ausbau und Neuaufbau von Betrieben.

Sie organisierte die Rückkehr von Kindern, die kriegsbedingt nach Sachsen evakuiert worden waren, in die west-

lichen Besatzungszonen und vermittelte Kriegswaisen in Pflegestellen. Über einen „Bauernhilfsfonds“ aus Spen-

den unterstützte sie Neubauern und war damit ebenso in ländlichen Regionen aktiv. Durch die Vermittlung des

Internationalen Roten Kreuzes verteilte die Volkssolidarität Spenden mit Lebensmitteln, Medikamenten und

Wolldecken aus Irland, der Schweiz, Schweden und den USA.

Verabschiedung Leipziger Schulkinder im Rahmen der durch die Volkssolidarität organisierten „Kinderlandverschi-
ckung“ am 8. Juli 1946 in den Kreis Döbeln. Allein im Zeitraum von November 1945 bis Weihnachten 1946 erholten
sich über 25.000 Leipziger Kinder im Umland Leipzigs.

Anfang Dezember 1945 nahmen über 60.000 Leipziger Kinder an der Schulspeisung teil. Gegen ein geringes Entgelt erhielten die Kinder im Alter von sechs bis vierzehn Jahren täglich ein warmes
Essen. Als Anfang 1946 die Lebensmittel immer knapper wurden, musste auch die Schulspeisung eingeschränkt werden. Die Volkssolidarität konnte zeitweise pro Kind lediglich ein Brötchen mit
Malzkaffee verteilen.



Die Hilfsmaßnahmen zur Verbesserung der Versorgung in den Stadt- und Landgemeinden wurden überwiegende von der Volkssolidarität initiiert. Zum Rahmenprogramm gehörte auch die kulturelle
Begleitung der Aktionen mit Chor- und Orchesterauftritten

An der Südseite des Karl-Marx-Platzes wurden am 11. April
1945 durch freiwillige Helfer der Volkssolidarität die letzten
Reste der 25.000 qm Trümmerschutt beseitigt. Damit
konnte die Zielstellung zum 1. Mai 1946 bereits vorfristig
erfüllt werden. In der Bildmitte der Oberbürgermeister Dr.
Erich Zeigner.

Ein Unterausschuss der Volkssolidarität beschäftigte sich ausschließlich mit der Kohlenversorgung der Leipziger Bevölkerung und organisierte 1946 in der Kohlengrube Kulkwitz eine „Kohlenaktion“
für die Stadt. Das Transportproblem wurde mit Hilfe der Verkehrsbetriebe gelöst: Nachts brachten 30, mit Leuchtgas betriebene Omnibusse jeweils 200 Tonnen Kohle nach Leipzig, die vorrangig
an Kindergärten, Krankenhäuser, Wärmehallen sowie die Industrie zur Aufrechterhaltung der Produktion verteilt wurden.



Auf Genehmigung der SMAD durfte der Leipziger Rundfunk im Herbst 1945 seine Tätigkeit wieder aufnehmen. Zunächst konnte nur das Programm des Berliner und des Moskauer Rundfunks
empfangen und weitergeleitet werden. Erst im Juni 1946 begann der Sender Leipzig der Springerstraße 24 mit der Ausstrahlung eines eigenen Programms. Ebenfalls im Juni 1946 hatte sich das
Rundfunk-Sinfonieorchester wieder gegründet. Die Aufnahme zeigt Orchestermitglieder beim Enttrümmern der Senderäume, 1946.

Foyer des am 20. Juli 1944 ausgebrannten Gewandhauses. Nach dem Kriegsende fanden Konzerte zunächst im Filmtheater „Capitol“ statt. 1946 wurde die Kongresshalle zur neuen Heimstatt des
Gewandhausorchesters.

Rundfunkinterview mit Jugendlichen beim Enttrümmern, 1946. RECHTS. Ruinen Hochschule für Musik, Grassistraße 8.

Kultur, Bildung und Wissenschaft
Vorrangiges Ziel der Menschen nach dem Kriegsende war das Überleben.

Die Schulen blieben zunächst geschlossen, kulturelle und sportliche Betätigung wurde bereits seit 1939 eingeschränkt und war schließlich fast unmöglich.

Spätestens in den letzten Kriegswochen stellten die meisten der verbliebenen Bildungs- und Forschungsanstalten in Deutschland ihre Tätigkeit ein.

Bereits in den ersten Monaten nach Kriegsende versuchten viele dieser Einrichtungen, ihre Arbeit wieder aufzunehmen, wurden aber mehr oder weniger

durch die Militär- und Zivilverwaltungen daran gehindert, da erst die Ergebnisse der Entnazifizierungsverfahren abzuwarten waren. Im kulturellen Bereich

wurden die Maßnahmen der Besatzungsmächte zur „Reeducation“ der Deutschen besonders sichtbar. Ob in Zeitungen oder Hörfunk, Schulen und Universitäten,

Theatern und Lichtspieltheatern oder Kunstausstellungen – überall sollte der „alte Geist“ des Nationalsozialismus ausgerottet werden und ein „neuer Geist“

Einzug halten. Sowjetische und kommunistische Kulturpolitiker bemühten sich in der SBZ um den gemeinsamen Aufbau der Kultur mit Repräsentanten

anderer politischer Richtungen, beschworen die Traditionen eines „anderen Deutschlands“ mit den Werken von Heine, Thomas und Heinrich Mann, Mozart,

Mendelssohn-Bartholdy, Schubert, Hegel und Marx. Aufgrund der Papierknappheit blieb die Versorgung mit neuen Büchern jedoch lange Zeit weit

hinter der Nachfrage zurück. Dafür boten Rundfunk und Kino bald viele Möglichkeiten der Information und Unterhaltung.

Die Leipziger Theater mussten nach ihrer Zerstörung bis weit in die Nachkriegszeit in Behelfsgebäuden spielen. Verluste an Requisiten, Kostümen und Kulis-

sen forderten zur Improvisation heraus. Aufgeführt wurden nun auch wieder jüdische Autoren oder Komponisten. Das meistgespielte Stück in der SBZ war

Lessings „Nathan der Weise“, das zu Toleranz und Frieden aufruft und während der NS-Diktatur nicht aufgeführt werden durfte. Daneben wurden im Herbst

1945 erste Musik- und Theaterfestwochen, wenn auch zunächst ausschließlich mit Werken sowjetischer Autoren und Komponisten, unter Beteiligung des

Thomanerchores und des Gewandhausorchesters, initiiert.

In der bildenden Kunst stand die Auseinandersetzung mit Krieg und Unterdrückung sowie die Erinnerung an den antifaschistischen Widerstand bald im Mit-

telpunkt der von der SMAD und KPD/SED geförderten künstlerischen Gestaltung. Der Hunger nach Bildern wurde schon wenige Monate nach Kriegsende

mit Kunstausstellungen gestillt. Die Wiedereröffnung der Deutschen Bücherei und der Zentralbücherei für Blinde, die Unterrichtsaufnahme an der Leipziger

Volkshochschule oder die Wiederaufnahme der Lehrtätigkeit an der Universität und der Hochschule für Musik im Jahr 1946 zeugen von den Anstrengungen,

mit Unterstützung und Genehmigung der SMAD wieder ein vielfältiges kulturelles Leben zu gestalten und Bildungsmöglichkeiten zu bieten. 1945 besuchten

über 80.000 Leipziger die rund 370 Vorstellungen von Oper, Schauspiel, Operette, Konzert, Varieté und Kabarett. Obwohl noch mehr Plätze zur Verfügung

standen, war es auf Grund der angespannten Versorgungslage, schlechter Transportmöglichkeiten, Stromsperren und Geldmangel nicht Jedem möglich,

die Kulturveranstaltungen zu besuchen.

Auch die Leipziger Kulturstätten hatten unter den Entnahmen und Reparationen der sowjetischen Militärverwaltung zu leiden. So musste der Leipziger

Zoo zum Beispiel einen Teil seines über die Kriegszerstörungen geretteten Tierbestandes an den Tierpark Kiew abtreten. In den Museen und Bibliotheken

kam es zur Beschlagnahme und zum Abtransport von Kunstgegenständen und wertvollen Büchern.



In der Woche vom 18. bis 28. Oktober 1945 veran-
staltete das Kulturamt der Stadt Leipzig mit Geneh-
migung der sowjetischen Kommandantur eine „Rus-
sische Musik- und Theaterwoche“. Für das Pro-
gramm waren neben Opern- und Schauspielauf-
führungen auch Konzerte des Gewandhausor-
chesters und des Thomanerchores vorgesehen. Am
2. Oktober 1945 unterbreitete Thomaskantor Prof.
Günther Ramin Vorschläge für die Programm-
abfolge, u.a. mit Werken von Tschaikowski.

Die Kongresshalle am Zoo konnte schon im Mai 1946 für die erste „Friedensmesse“ als Ausstellungsfläche genutzt werden. Der rekonstruierte große Saal wurde mit einer Eröffnungsfeier am 19.
August 1946 eingeweiht, bei der das Gewandhausorchester die 5. Sinfonie von Ludwig van Beethoven aufführte. Im Saal der Kongresshalle fanden Tagungen und politische Großveranstaltungen,
aber auch Konzerte, Unterhaltungs- und Tanzabende statt. Tanzabend mit dem Orchester Kurt Henkels in der Kongresshalle, 1946. (Foto rechts)

Mitteilung über die Wiedereröffnung der Lichtspieltheater in Leipzig am 11. Juli 1945 mit der Aufführung sowjetischer
Spiel- und Dokumentarfilme. Im Juli 1945 gab es in Leipzig bereits wieder 31 bespielte Filmtheater. Alle Filme wurden
vor ihrer Aufführung von einer politischen Kommission auf ihre Zulässigkeit geprüft. Da ein Großteil der Leipziger
Kinobesitzer Mitglied der NSDAP war, wurden ihre Lichtspieltheater beschlagnahmt und unter treuhänderische
Verwaltung der SMAD bzw. des Rates der Stadt gestellt.

Am 15. Oktober 1946 kam als erste deutsche Nachkriegsproduktion der von der DEFA in Zusammenarbeit mit der SMAD produzierte Spielfilm „Die Mörder sind unter uns“ in die Lichtspieltheater.

Ruine des Neuen Theaters, 1946.

Ebenfalls hoch in der Gunst des unterhaltungsbedürftigen Publikums standen Musik-, Schauspiel- und Kabarettveranstaltungen. Am 29. Juli 1945 wurde als erste Nachkriegsaufführung die Oper „Fidelio“ von Ludwig van Beethoven gespielt. Da alle Leipziger Theater zerstört waren, fand die Aufführung in den Räumen des Varieté-Theaters „Drei Linden“ statt.



Schulen
Besonders hart betroffen von den Auswirkungen der Bombardierungen des Stadtgebietes war das Leipziger

Schulwesen. Die Mehrheit der Schulen war schwer beschädigt oder völlig zerstört (80 Prozent). Ein Teil diente

während und nach dem Krieg als Lazarett, Hilfskrankenhaus und Flüchtlingslager. Die Wiederherstellung von

Schulräumen und die Wiederaufnahme des Unterrichts wurde deshalb zu einer der dringendsten Aufgaben der

Stadtverwaltung, als mit dem Befehl Nr. 40 der SMAD der Unterrichtsbeginn für den 1. Oktober 1945 angeordnet

wurde. Gebäude waren instand zu setzen, Schulbücher und Lehrmittel mussten geprüft und alle militaristisch

oder nationalsozialistisch belasteten Unterlagen entfernt werden. In enger Absprache mit der evangelischen

und der katholischen Kirche wurde die Wiedereinführung des Religionsunterrichts geregelt.

Das Schuljahr 1945/46 begann am 1. Oktober 1945 in Leipzig in 107 Volks-, Berufs-, Fach- und Oberschulen, die

in 76 Schulgebäuden untergebracht waren.

Kurz nach dem Kriegsende setzten die sowjetischen Militärverwaltungen viele Kommunisten in Schlüsselpositionen

der Bildungsverwaltung ein. Bereits im Oktober 1945 veröffentlichten die KPD und die SPD einen gemeinsamen

Aufruf zur Schulreform, dessen Leitgedanken in das von den Provinzial- und Länderverwaltungen beschlossene

„Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule“ von Mai/Juni 1946 eingingen. Erklärtes Ziel der Bildungs-

reform war die „Brechung des bürgerlichen Bildungsprivilegs“. An die Stelle des alten, institutionell differenzierten

Schulsystems trat eine achtjährige Einheitsschule für alle Kinder, der je nach Bildungsweg Oberstufe oder Be-

rufsschule folgten. Privatschulen wurden aufgelöst.

Als Hauptproblem erwies sich die Besetzung der Lehrerstellen, da von den rund 2.200 Lehrkräften in Leipzig

ca. 60 Prozent NSDAP-Mitglieder waren und größtenteils ausscheiden mussten. Außerdem befanden sich noch

rund  400 Leipziger Lehrer in Kriegsgefangenschaft. Bereits mit der amerikanischen Stadtkommandantur gab

es Verhandlungen zur personellen Besetzung der leitenden Stellen an den Bildungseinrichtungen. Alle Direktoren

und Schulleiter, die NSDAP-Mitglied waren, wurden zunächst abberufen und teilweise die 1933 entlassenen

Lehrkräfte wieder eingestellt. Der Unterricht wurde jedoch nicht aufgenommen.

Im Rahmen der nachfolgenden politischen Überprüfungen unter der sowjetischen Besatzungsmacht wurden

etwa 700 Personen entlassen, um eine „antifaschistische Erziehung“ der Kinder zu gewährleisten. Ende 1945

waren von den insgesamt 1.080 Leipziger Lehrern 669 Neulehrer, die zunächst in zweimonatigen Schnellkursen

und Seminaren ausgebildet worden waren. Eine reguläre Ausbildung begann für die ersten 1.200 Neulehrer am

17. Januar 1946 in einem achtmonatigen Lehrgang.

Der Thomanerchor war nach dem Luftangriff vom 4. Dezember 1943 nach Grimma evakuiert worden, da sowohl die Thomasschule als auch das Alumnat schwere Schäden aufwiesen.

Veranstaltungen zum Kindertag am 1. Juni 1946 auf dem Karl-Marx-Platz. Zu den Attraktionen gehörte u. a. eine Fahrt mit der geschmückten Trümmerbahn.

Aufträge zur Erarbeitung neuer Schulbücher erhielten wieder zugelassene Verlage, die in die inhaltliche Bearbeitung alle Parteien und Organisationen, aber auch Eltern und Schüler
der oberen Klassenstufen, einbezogen. Auf Befehl der SMAD wurden bis Ende 1945 fast 3,5 Millionen neue Lehrbücher für alle Fächer kurzfristig, meist in Leipzig erarbeitet, ge-
druckt, gebunden und an die Leipziger Schulen verteilt.



Trotz der schweren Zerstörungen an den Gebäuden der Leipziger Universität, des Verlustes von Lehr- und Forschungseinrichtungen sowie eines großen Teils der Institutsbibliotheken gelang es,
die Universität am 5. Februar 1946 mit einer Festveranstaltung in der Leipziger Filmbühne „Capitol“  (Redner: Prof. Solotuchin, links daneben: Prof. Dr. Gadame, Rektor und Prof. Dr. hc. Friedrichs,
Präsident der Landesregierung Sachsen) feierlich zu eröffnen. Die Lehrtätigkeit begann an der Philosophischen, Medizinischen, Veterinärmedizinischen, Juristischen, Theologischen und Volkswirt-
schaftlichen Fakultät. Das Studium nahmen 767 Studenten auf, darunter allerdings nur 26 Arbeiterkinder. Die Stadt Leipzig stellte in den ersten Nachkriegsjahren erhebliche finanzielle Mittel als
Stipendien für Arbeiterstudenten zur Verfügung.

Die sich überwiegend in der Innenstadt befindenden Gebäude der Leipziger Universität waren durch die Luftangriffe schwer beschädigt oder total zerstört worden. Die Aufnahme zeigt die Rückseite
des Augusteums, links davon die unzerstörte Paulinerkirche sowie das ausgebrannte Cafe Felsche. Am Hauptgebäudekomplex Universität wurden ebenso wie an zahlreichen Universitätsgebäuden
umfangreiche Reparaturen eingeleitet.

Wiederaufbau des Gebäudes des Chemischen Instituts an der Liebigstraße. Die Stadt Leipzig stiftete für den Wiederaufbau der Universität, vor allem der Kliniken, in den Jahren 1946 und 1947
jeweils 500.000 RM aus städtischen Mitteln.

Das landwirtschaftliche Institut der Universität, Johannisalle.

Universitätsgebäude Rotes Kolleg, Ritterstraße.

Universität
Ähnlich umfassend wie die Schulen bauten SMAD und KPD die Hochschulen um. Sie entließen nicht nur NS-

belastete, sondern auch viele bürgerlich-konservative Professoren.

Erst nach der Überprüfung und Entnazifizierung des Lehrpersonals und der Billigung des Semesterprogramms

genehmigt der Oberste Chef der SMAD am 18. Januar 1946 die Wiederaufnahme der Lehrtätigkeit an der Leip-

ziger Universität.

In einigen Fachbereichen konnten auch ehemalige NSDAP-Mitglieder ihre wissenschaftliche  Karriere fortsetzen

oder neu beginnen. Der Professorenmangel wurde nur allmählich durch neue Lehrkräfte kompensiert. Zur Aus-

bildung des Lehrpersonals erfolgte die Gründung einer pädagogischen Fakultät an der Universität, wo im Oktober

1946 103 Studenten ihr Studium begannen.

Generell erschienen der SMAD und den antifaschistischen Kräften Teile des Universitäts-Lehrkörpers weniger

von der nazistischen Ideologie durchdrungen als die künftigen Studenten, die durch nationalsozialistische Er-

ziehung, NS-Organisationen und Militärdienst geprägt waren. Bis zur Wiedereröffnung der Universität am 5.

Februar 1946 sollten deshalb  Studenten mit antifaschistischer Gesinnung, insbesondere aus der Arbeiterschaft,

für ein Studium gewonnen werden.

Nach dem Verständnis von KPD/SED hatten die Hochschulen die Ausbildung einer neuen sozialen und politischen

Elite zu gewährleisten. Die Hochschulen öffneten sich daher für jüngere Berufstätige ohne Abitur. Zur Erhöhung

des Arbeiteranteils unter den Studierenden wurden Zulassungsquoten nach der sozialen Herkunft eingeführt.

Durch spezielle Kurse in neuen Institutionen, den späteren Vorstudienanstalten und Arbeiter- und Bauernfakultäten,

wurden Arbeiter- und Bauernkinder gezielt auf ein Hochschulstudium vorbereitet.

Von Beginn an sollten die Hochschulen neben der fachlichen Wissensvermittlung auch Einfluss auf die Ideologie

der Studenten nehmen.



Arbeitseinsatz vor dem Neuen Rathaus, Lotterstraße, 1946.

Einsatz der Trümmerbahn in der Innenstadt.

Arbeitseinsatz der FDJ zur Enttrümmerung in der Innenstadt.

Enttrümmerung und Wiederaufbau
Bis zum Kriegsende begann zeitgleich oder unmittelbar nach den Löscharbeiten das erste Aufräumen in lebens-

wichtigen Einrichtungen und Versorgungsbereichen. Männer, Frauen und Kinder, unterstützt von Tausenden

Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen beräumten die mit Trümmern übersäten Straßen. Beschädigte Gebäude

konnten durch die allgemeine Knappheit an Baustoffen allerdings nur notdürftig ausgebessert werden. Der

Schutt wurde in Straßendämme, Gruben und Bombentrichter verfüllt, nachdem er von allem wieder verwendbaren

Material wie Ziegelsteinen, Holzbalken, Rohren oder sonstigem Metall getrennt worden war. Am Ende des Krie-

ges gab es im Stadtgebiet fast 2.500 Bombentrichter, davon allein 1.200 in der landwirtschaftlich genutzten

Fläche.

Eine systematische Wiederaufbauplanung begann in Leipzig erst nach dem Kriegsende. Die Planungen beruhten

im Wesentlichen auf dem 1929 unter Stadtbaurat Hubert Ritter erarbeiteten Generalbebauungsplan. Die ein-

heitliche Leitung des Wiederaufbaus lag in Verantwortung des Dezernates für Bauwesen, das alle Instandhaltungen,

Wiederinstandsetzungen und eventuelle Neubauten in der Stadt Leipzig in Zusammenarbeit mit den einzelnen

Ämtern der Stadtverwaltung koordinierte. Die Stadt sollte zunächst planmäßig von Innen nach Außen beräumt

und auch wieder aufgebaut werden. Das erste neue stadtplanerische Instrument waren die so genannten Ent-

trümmerungskarten. Bis Ende 1948 war von der Leipziger Gesamttrümmermasse, die auf 4,6 Millionen Kubik-

metern angenommen wurde, rund ein Drittel beseitigt.

Die ursprünglichen Konzepte eines weitgehenden Wiederaufbaus nicht völlig zerstörter und erhaltenswerter

historische Gebäude fielen den städtebaulichen Planungen der folgenden Jahre zum Opfer. So wurde ein Großteil

der Gebäude im Stadtzentrum, die mit mittleren und schweren Schäden den Krieg überdauert hatten, in den

fünfziger und sechziger Jahren gesprengt und abgerissen.
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